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Entwurf UVP-G-Novelle 2023  

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetz über die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit(Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-
G 2000) 

Bundesgesetz über die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit(Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 – UVP-
G 2000) 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) bis (6) ... § 2. (1) bis (6) ... 

 (7) Vorhaben der Energiewende sind Projekte, die der Errichtung, 
Erweiterung oder Änderung von Anlagen zur Erzeugung, Speicherung oder 
Leitung erneuerbarer Energien dienen sowie Projekte des Eisenbahnausbaus nach 
§ 23b oder der Z 10 des Anhanges 1. 

 (8) Standortgemeinden sind jene Gemeinden, in denen ein Vorhaben gemäß 
Abs. 2 errichtet werden soll. Gemeinden, in denen nur Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen vorgesehen werden, gelten nicht als Standortgemeinden. 

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, sowie Änderungen dieser 
Vorhaben sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Für Vorhaben, die in Spalte 2 und 
3 des Anhanges 1 angeführt sind, ist das vereinfachte Verfahren durchzuführen. Im 
vereinfachten Verfahren sind § 3a Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. d, § 7 Abs. 2, § 12, 
§ 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 20 Abs. 5 und § 22 nicht anzuwenden, stattdessen sind 
die Bestimmungen des § 3a Abs. 3, § 7 Abs. 3, § 12a und § 19 Abs. 2 anzuwenden. 

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, sowie Änderungen dieser 
Vorhaben sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Für Vorhaben, die in Spalte 2 und 
3 des Anhanges 1 angeführt sind, ist das vereinfachte Verfahren durchzuführen. Im 
vereinfachten Verfahren sind § 3a Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. d, § 7 Abs. 2, § 12, 
§ 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 20 Abs. 5 und § 22 nicht anzuwenden, stattdessen sind 
die Bestimmungen des § 3a Abs. 3, § 7 Abs. 3 und § 12a anzuwenden. 

(2) ... (2) ... 

(3) Wenn ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen 
ist, sind die nach den bundes- oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften, 
auch soweit sie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu vollziehen sind, für 
die Ausführung des Vorhabens erforderlichen materiellen 
Genehmigungsbestimmungen von der Behörde (§ 39) in einem konzentrierten 
Verfahren mit anzuwenden (konzentriertes Genehmigungsverfahren). 

(3) Wenn ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen 
ist, sind die nach den bundes- oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften, 
auch soweit sie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu vollziehen sind, für 
die Ausführung des Vorhabens erforderlichen materiellen 
Genehmigungsbestimmungen von der Behörde (§ 39) in einem konzentrierten 
Verfahren mit anzuwenden (konzentriertes Genehmigungsverfahren). 
Ausgenommen davon sind Vorhaben der Z 18 lit. a bis d und f des Anhanges 1. 

(4) ... (4) ... 



  2 von 61 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4a) Bei Vorhaben, für die in Spalte 3 des Anhanges 1 andere als in Abs. 4 
genannte besondere Voraussetzungen festgelegt sind, hat die Behörde bei Zutreffen 
dieser Voraussetzungen unter Anwendung des Abs. 7 im Einzelfall festzustellen, 
ob durch das Vorhaben mit erheblichen schädlichen oder belastenden 
Auswirkungen auf die Umwelt im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen ist. Stellt sie 
solche fest, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem vereinfachten 
Verfahren durchzuführen. Die Einzelfallprüfung entfällt, wenn der 
Projektwerber/die Projektwerberin die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt. 

(4a) Bei Vorhaben, für die in Spalte 3 des Anhanges 1 andere als in Abs. 4 
genannte besondere Voraussetzungen festgelegt sind, hat die Behörde bei Zutreffen 
dieser Voraussetzungen unter Anwendung des Abs. 7 im Einzelfall festzustellen, 
ob durch das Vorhaben mit erheblichen schädlichen oder belastenden 
Auswirkungen auf die Umwelt im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen ist. Bei 
Vorhaben der Z 18 lit. f, 19 lit. d, 19 lit. f und 21 lit. c des Anhanges 1 hat sich diese 
Prüfung darauf zu beschränken, ob durch das Vorhaben mit erheblichen 
schädlichen oder belastenden Auswirkungen auf die Schutzgüter Fläche und Boden 
zu rechnen ist. Stellt sie solche fest, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem vereinfachten Verfahren durchzuführen. Die Einzelfallprüfung entfällt, wenn 
der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung beantragt. 

(5) ... (5) ... 

 1. ...  1. ... 

 2. Standort des Vorhabens (ökologische Empfindlichkeit unter 
Berücksichtigung bestehender oder genehmigter Landnutzung, Reichtum, 
Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen des 
Gebietes und seines Untergrunds, Belastbarkeit der Natur, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung der in Anhang 2 angeführten Gebiete), 

 2. Standort des Vorhabens (ökologische Empfindlichkeit unter 
Berücksichtigung bestehender oder genehmigter Landnutzung, Reichtum, 
Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen 
Ressourcen einschließlich des Bodens, der Fläche, des Wassers und der 
biologischen Vielfalt des Gebietes und seines Untergrunds, Belastbarkeit 
der Natur, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in Anhang 2 
angeführten Gebiete), 

 3. ...  3. ... 

Bei in Spalte 3 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist die Veränderung der 
Auswirkungen im Hinblick auf das schutzwürdige Gebiet maßgeblich. Der 
Bundesminister/die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus kann mit 
Verordnung nähere Einzelheiten über die Durchführung der Einzelfallprüfung 
regeln. 

Bei in Spalte 3 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist die Veränderung der 
Auswirkungen im Hinblick auf das schutzwürdige Gebiet maßgeblich. Bei 
Vorhaben der Z 18 lit. f, 19 lit. d, 19 lit. f und 21 lit. c des Anhanges 1 ist die 
Veränderung der Auswirkungen im Hinblick auf die Schutzgüter Fläche und Boden 
maßgeblich. Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann mit Verordnung nähere 
Einzelheiten über die Durchführung der Einzelfallprüfung regeln. 

(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der 
Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2 oder 4 
unterliegen, Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach 
Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen vor Abschluss der 
Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser 
Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß § 39 Abs. 3 

(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der 
Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die einer Prüfung gemäß Abs. 1, 2, 4 oder 
4a unterliegen, Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach 
Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen vor Abschluss der 
Umweltverträglichkeitsprüfung keine rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser 
Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß § 39 Abs. 3 
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zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von drei Jahren als nichtig erklärt 
werden. 

zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von drei Jahren als nichtig erklärt 
werden. 

(7) ... (7) ... 

(10) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus kann durch Verordnung jene Gebiete (Kategorie D des Anhanges 2) des 
jeweiligen Bundeslandes festlegen, in denen die Immissionsgrenzwerte des 
Immissionsschutzgesetzes-Luft, BGBl. I Nr. 115/1997, in der jeweils geltenden 
Fassung wiederholt oder auf längere Zeit überschritten werden. 

(10) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann durch Verordnung jene 
Gebiete (Kategorie D des Anhanges 2) des jeweiligen Bundeslandes festlegen, in 
denen die Immissionsgrenzwerte des Immissionsschutzgesetzes-Luft, BGBl. I 
Nr. 115/1997, in der jeweils geltenden Fassung wiederholt oder auf längere Zeit 
überschritten werden. 

2. ABSCHNITT 2. ABSCHNITT 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG UND 
KONZENTRIERTES GENEHMIGUNGSVERFAHREN 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG UND 
KONZENTRIERTES GENEHMIGUNGSVERFAHREN 

Vorverfahren und Investorenservice Vorverfahren und Investorenservice 

§ 4. (1) Auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin ist ein 
Vorverfahren durchzuführen. Dem Antrag sind eine Darlegung der Grundzüge des 
Vorhabens und ein Konzept für die Umweltverträglichkeitserklärung 
anzuschließen. 

§ 4. (1) Auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin ist ein 
Vorverfahren durchzuführen. Dem Antrag sind eine Darlegung der Grundzüge des 
Vorhabens und ein Konzept für die Umweltverträglichkeitserklärung 
anzuschließen. In diesem Konzept können die Angaben zum Untersuchungsrahmen 
gemessen an den zu erwartenden Umweltauswirkungen in prioritär und nicht 
prioritär gegliedert werden. 

(2) Die Behörde hat gegenüber dem Projektwerber/der Projektwerberin zu den 
Unterlagen gemäß Abs. 1 ehestmöglich, spätestens aber drei Monate nach deren 
Einlangen, nach Beiziehung der mitwirkenden Behörden und allenfalls auch Dritter 
Stellung zu nehmen. Dabei sind insbesondere offensichtliche Mängel des 
Vorhabens oder des Konzeptes für die Umweltverträglichkeitserklärung (§ 6) 
aufzuzeigen und voraussichtlich zusätzlich erforderliche Angaben in der 
Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen. Die Stellungnahme ist bei der 
Erstellung der Umweltverträglichkeitserklärung zu berücksichtigen. 

(2) Die Behörde hat gegenüber dem Projektwerber/der Projektwerberin zu den 
Unterlagen gemäß Abs. 1 ehestmöglich, spätestens aber drei Monate nach deren 
Einlangen, nach Beiziehung der mitwirkenden Behörden und allenfalls auch Dritter 
Stellung zu nehmen. Dabei sind insbesondere offensichtliche Mängel des 
Vorhabens oder des Konzeptes für die Umweltverträglichkeitserklärung (§ 6) 
aufzuzeigen, Angaben zum Untersuchungsrahmen hinsichtlich der Gliederung in 
prioritär und nicht prioritär zu beurteilen und voraussichtlich zusätzlich 
erforderliche Angaben in der Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen. Die 
Stellungnahme ist bei der Erstellung der Umweltverträglichkeitserklärung zu 
berücksichtigen. 

(3) Die Behörde kann die Projektwerber/innen auf deren Anfrage durch die 
Übermittlung von Informationen, über die die Behörde verfügt und die der 
Projektwerber/die Projektwerberin für die Vorbereitung der Unterlagen gemäß § 5 

(3) Die Behörde kann die Projektwerber/innen auf deren Anfrage durch die 
Übermittlung von Informationen, über die die Behörde verfügt und die der 
Projektwerber/die Projektwerberin für die Vorbereitung der Unterlagen gemäß § 5 
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Abs. 1 benötigt, unterstützen. Auf die Wahrung von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen ist Bedacht zu nehmen. Im Falle der kostenlosen 
Bereitstellung dürfen die Informationen nur für die Realisierung des Projektes 
verwendet werden. Die für das Genehmigungsverfahren voraussichtlich 
wesentlichen Themen und Fragestellungen können im Rahmen dieses 
Investorenservice zur Projektvorbereitung von der Behörde bekannt gegeben 
werden. 

Abs. 1 benötigt, unterstützen. Dabei sind bei der Behörde in elektronischer Form 
vorhandene Umweltdaten dem Projektwerber/der Projektwerberin zugänglich zu 
machen. Auf die Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen ist Bedacht 
zu nehmen. Im Falle der kostenlosen Bereitstellung dürfen die Informationen nur 
für die Realisierung des Projektes verwendet werden. Die für das 
Genehmigungsverfahren voraussichtlich wesentlichen Themen und 
Fragestellungen können im Rahmen dieses Investorenservice zur 
Projektvorbereitung von der Behörde bekannt gegeben werden. 

 Windkraftanlagen 

 § 4a. (1) Windkraftanlagen sind vorrangig auf dafür planungsrechtlich 
bestimmten Flächen nach Maßgabe der aktuellen, im Einklang mit den 
Ausbauzielen des § 4 Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG) stehenden 
verbindlichen planungsrechtlichen Festlegung und Zonierung auf überörtlicher 
Ebene für Windkraftanlagen (aktuelle überörtliche Windenergieraumplanung) des 
jeweiligen Bundeslandes zu realisieren. 

 (2) Gibt es in einem Bundesland eine aktuelle überörtliche 
Windenergieraumplanung, aber fehlt die erforderliche Konkretisierung auf der 
örtlichen Planungsebene (Flächenwidmung), so ist diese 
Zulässigkeitsvoraussetzung für die überörtlich vorgesehenen Flächen nicht 
anzuwenden. Die Genehmigung von Windkraftanlagen ist an einem gewählten 
Standort auf diesen Vorrangs- oder Eignungsflächen nach Maßgabe der näheren 
Vorschreibungen zum Schutz der Rechte Dritter und der öffentlichen Interessen 
zulässig, soweit dies nicht zwingenden Vorschriften des Unionsrechts widerspricht. 
Dies gilt sinngemäß, wenn es in einem Bundesland eine aktuelle überörtliche 
Windenergieraumplanung gibt, wonach Windkraftanlagen auch außerhalb der 
überörtlich vorgesehenen Flächen zulässig sind,  der gewählte Standort in keiner 
Ausschlusszone liegt und die sonstigen in einem Bundesland festgelegten 
Zulässigkeitsvoraussetzungen (Mindestabstände und Leistungsdaten) erfüllt sind. 

 (3) Fehlen in einem Bundesland eine aktuelle überörtliche 
Windenergieraumplanung und die erforderliche Konkretisierung auf der örtlichen 
Planungsebene (Flächenwidmung), so sind diese Zulässigkeitsvoraussetzungen 
nicht anzuwenden. Die Genehmigung von Windkraftanlagen ist an einem 
gewählten Standort nach Maßgabe der näheren Vorschreibungen zum Schutz der 
Rechte Dritter und der öffentlichen Interessen zulässig, soweit dies nicht 
zwingenden Vorschriften des Unionsrechts widerspricht. Der Projektwerber/die 
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Projektwerberin hat mit dem Genehmigungsantrag nach § 5 Abs. 1 die 
Zustimmung der Standortgemeinde/n, auf deren Gemeindegebiet die Fundamente 
der Windkraftanlagen errichtet werden sollen, nachzuweisen. 

Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 5. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin eines Vorhabens, für das 
gemäß §§ 3 oder 3a eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, hat bei 
der Behörde einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die nach den 
Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung des Vorhabens erforderlichen 
Unterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung in der jeweils erforderlichen 
Anzahl enthält. Diese Dokumente sind, soweit technisch möglich, elektronisch 
einzubringen. Nicht als erforderlich gelten Nachweise über Berechtigungen, soweit 
diesbezüglich in einer Verwaltungsvorschrift die Einräumung von Zwangsrechten 
vorgesehen ist. Der Projektwerber/die Projektwerberin hat auch anzugeben, ob und 
in welcher Weise er/sie die Öffentlichkeit vom Vorhaben informiert hat. 
Projektunterlagen, die nach Auffassung des Projektwerbers/der Projektwerberin 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind besonders zu kennzeichnen. 

§ 5. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin eines Vorhabens, für das 
gemäß §§ 3 oder 3a eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, hat bei 
der Behörde einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die nach den 
Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung des Vorhabens erforderlichen 
Unterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung in der jeweils erforderlichen 
Anzahl enthält. Diese Dokumente sind, soweit technisch möglich, elektronisch 
einzubringen. Die Behörde kann weitere Vorgaben zur elektronischen 
Einbringung, zur Verfahrensführung, zur Strukturierung von Unterlagen und zu 
Mindestinhalten festlegen. Nicht als erforderlich gelten Nachweise über 
Berechtigungen, soweit diesbezüglich in einer Verwaltungsvorschrift die 
Einräumung von Zwangsrechten vorgesehen ist. Der Projektwerber/die 
Projektwerberin hat auch anzugeben, ob und in welcher Weise er/sie die 
Öffentlichkeit vom Vorhaben informiert hat. Projektunterlagen, die nach 
Auffassung des Projektwerbers/der Projektwerberin Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse enthalten, sind besonders zu kennzeichnen. 

(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 

Umweltverträglichkeitserklärung Umweltverträglichkeitserklärung 

§ 6. (1) Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu 
enthalten: 

§ 6. (1) Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu 
enthalten: 

 1. ...  1. ... 

a) bis f)               a) bis f) … 

    g) ein Bodenschutzkonzept: Flächenbedarf während Bau- und 

Betriebsphase in Form von Flächenbilanzen (Gegenüberstellung der 

Flächennutzung mit und ohne Vorhaben, Angabe der überbauten, der 

nicht überbauten und der vorübergehend beanspruchten Flächen), 

Angabe der Versiegelung, Charakterisierung der Böden anhand einer 

Bodenfunktionsbewertung, Maßnahmen zur Reduktion der 

Inanspruchnahme von Flächen bzw. Boden sowie Maßnahmen zur 

Geringhaltung der Versiegelung, jeweils aufgeschlüsselt nach 

Bodenfunktion und jeweiligem Funktionserfüllungsgrad,  Maßnahmen zur 
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Wiederherstellung, zum Ausgleich oder zur Verbesserung von 

Bodenfunktionen, Begründung des gewählten Vorhabendesigns aus Sicht 

des Bodenschutzes;  

 

 2. eine Beschreibung der anderen vom Projektwerber/von der 
Projektwerberin geprüften realistischen Lösungsmöglichkeiten, in Bezug 
auf Projektdesign, Technologie, Standort, Dimension), der Nullvariante 
und Angabe der wesentlichen Auswahlgründe sowie ein überblickshafter 
Vergleich der für die Auswahl der eingereichten Variante maßgeblichen 
Umweltauswirkungen; im Fall des § 1 Abs. 1 Z 4 die vom 
Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Standort- oder 
Trassenvarianten; 

 2. eine Beschreibung der anderen vom Projektwerber/von der 
Projektwerberin geprüften realistischen Lösungsmöglichkeiten, die für 
das Vorhaben und seine spezifischen Merkmale relevant sind (zB in Bezug 
auf Projektdesign, Technologie, Standort, Dimension), der Nullvariante 
und Angabe der wesentlichen Auswahlgründe sowie Angaben zum 
Vergleich der für die Auswahl der eingereichten Variante maßgeblichen 
Umweltauswirkungen; im Fall des § 1 Abs. 1 Z 4 die vom 
Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Standort- oder 
Trassenvarianten; 

 3. ...  3. ... 

(2) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat dafür zu sorgen, dass die 
Umweltverträglichkeitserklärung von kompetenten Fachleuten erstellt wird. 
Soweit relevante Ergebnisse anderer umweltbezogener Prüfungen (insbesondere 
einer strategischen Umweltprüfung) oder einschlägiger Risikobewertungen 
vorliegen, sind diese zu berücksichtigen. Die Angaben gemäß Abs. 1 können, 
gemessen an den zu erwartenden Umweltauswirkungen, in „prioritär“ oder „nicht 
prioritär“ gegliedert und der jeweilige Untersuchungsaufwand dementsprechend 
abgestuft werden. Dabei kann sich der Projektwerber/die Projektwerberin mit der 
Behörde abstimmen. Sind einzelne Angaben nach Abs. 1 für das Vorhaben nicht 
relevant oder ist deren Vorlage im Hinblick auf den Kenntnisstand und die 
Prüfungsmethoden dem Projektwerber/der Projektwerberin billigerweise nicht 
zumutbar, so kann davon abgesehen werden. Dies ist in der 
Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen und nachvollziehbar zu begründen 
(No Impact Statement). § 5 Abs. 2 bleibt unberührt. Der Projektwerber/die 
Projektwerberin ist nicht verpflichtet, Eingangsdaten für Berechnungen, 
Beurteilungen oder Modelle vorzulegen, die für die Prüfung der 
Umweltverträglichkeitserklärung aus fachlicher Sicht nicht erforderlich sind 

(2) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat dafür zu sorgen, dass die 
Umweltverträglichkeitserklärung von kompetenten Fachleuten erstellt wird. 
Soweit relevante Ergebnisse anderer umweltbezogener Prüfungen, insbesondere 
einer strategischen Umweltprüfung, oder einschlägiger Risikobewertungen 
vorliegen, sind diese zu berücksichtigen. Die Angaben gemäß Abs. 1 sind, 
gemessen an den zu erwartenden Umweltauswirkungen, in „prioritär“ oder „nicht 
prioritär“ zu gliedern und der jeweilige Untersuchungsaufwand ist 
dementsprechend abzustufen. Dabei hat sich der Projektwerber/die 
Projektwerberin mit der Behörde abzustimmen. Sind einzelne Angaben nach Abs. 1 
für das Vorhaben nicht relevant oder ist deren Vorlage im Hinblick auf den 
Kenntnisstand und die Prüfungsmethoden dem Projektwerber/der Projektwerberin 
billigerweise nicht zumutbar, so kann davon abgesehen werden. Dies ist in der 
Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen und nachvollziehbar zu begründen 
(No Impact Statement). § 5 Abs. 2 bleibt unberührt. Der Projektwerber/die 
Projektwerberin ist nicht verpflichtet, Eingangsdaten für Berechnungen, 
Beurteilungen oder Modelle vorzulegen, die für die Prüfung der 
Umweltverträglichkeitserklärung aus fachlicher Sicht nicht erforderlich sind 

(3) Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus kann durch 
Verordnung für einzelne Arten von Vorhaben nähere Bestimmungen über die 
gemäß Abs. 1 vorzulegenden Angaben erlassen. 

(3) Der/die Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann durch Verordnung für einzelne Arten von 
Vorhaben nähere Bestimmungen über die gemäß Abs. 1 vorzulegenden Angaben 
erlassen. 
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Zeitplan Zeitplan 

§ 7. (1) Die Behörde hat einen Zeitplan für den Ablauf des Verfahrens zu 
erstellen, in dem für die einzelnen Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der 
durch Art, Größe und Standort des Vorhabens notwendigen Erhebungen und 
Untersuchungen Fristen festgelegt werden. Der Zeitplan ist im Internet zu 
veröffentlichen. Erhebliche Überschreitungen des Zeitplans sind im 
Genehmigungsbescheid zu begründen. 

§ 7. (1) Die Behörde hat einen Zeitplan für den Ablauf des Verfahrens zu 
erstellen, in dem für die einzelnen Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der 
durch Art, Größe und Standort des Vorhabens notwendigen Erhebungen und 
Untersuchungen Fristen festgelegt werden. Der Zeitplan ist im Internet zu 
veröffentlichen und bei erheblichen Änderungen von der Behörde zu aktualisieren. 
Erhebliche Überschreitungen des Zeitplans sind im Genehmigungsbescheid zu 
begründen. 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Öffentliche Auflage Öffentliche Auflage 

§ 9. (1) und (2) ... § 9. (1) und (2) ... 

(3) Die Behörde hat das Vorhaben im Internet auf der Website der Behörde, 
in einer im Bundesland weit verbreiteten Tageszeitung sowie in einer weiteren, in 
den betroffenen Gemeinden gemäß § 19 Abs. 3 verbreiteten periodisch 
erscheinenden Zeitung kundzumachen. Diese Kundmachung hat jedenfalls zu 
enthalten: 

(3) Die Behörde hat das Vorhaben im Internet auf der Website der Behörde, 
in einer im Bundesland weit verbreiteten Tageszeitung sowie in einer weiteren, in 
den betroffenen Gemeinden gemäß § 19 Abs. 3 verbreiteten periodisch 
erscheinenden Zeitung kundzumachen. Diese Kundmachung hat jedenfalls zu 
enthalten: 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 

 3. einen Hinweis, wenn das Verfahren als Großverfahren gemäß § 44a Abs. 3 
AVG geführt wird, 

 3. einen Hinweis, wenn das Verfahren als Großverfahren geführt wird, 

 4. Ort und Zeit der möglichen Einsichtnahme und   4. Ort und Zeit der möglichen Einsichtnahme, 

 5. einen Hinweis auf die gemäß Abs. 5 jedermann offen stehende 
Möglichkeit zur Stellungnahme und darauf, dass Bürgerinitiativen gemäß 
§ 19 Partei- oder Beteiligtenstellung haben. 

 5. einen Hinweis auf die gemäß Abs. 5 jedermann offen stehende 
Möglichkeit zur Stellungnahme und darauf, dass Personengruppen  durch 
eine gemeinsame Stellungnahme gemäß § 19 Abs. 4 Parteistellung  als 
Bürgerinitiative erlangen können und 

  6. einen Hinweis, dass Einwendungen bei der Behörde schriftlich innerhalb 
der Auflagefrist gemäß Abs. 1 zu erheben sind und Personen ihre Stellung 
als Partei verlieren, soweit sie nicht rechtzeitig bei der Behörde schriftlich 
Einwendungen erheben. 

Der Termin der mündlichen Verhandlung (§ 16) kann in einem mit dem Vorhaben 
kundgemacht werden. 

Der Termin der mündlichen Verhandlung (§ 16) kann in einem mit dem Vorhaben 
kundgemacht werden. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 
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 (6) Einwendungen sind bei der Behörde schriftlich innerhalb der Auflagefrist 
gemäß Abs. 1 zu erheben. Personen verlieren ihre Stellung als Partei, soweit sie 
nicht rechtzeitig bei der Behörde schriftlich Einwendungen erheben. 

Umweltverträglichkeitsgutachten Umweltverträglichkeitsgutachten 

§ 12. (1) ... § 12. (1) ... 

(2) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der 
Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegende Gutachten und 
Unterlagen sind bei der Erstellung des Umweltverträglichkeitsgutachtens mit zu 
berücksichtigen. 

(2) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der 
Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegende Gutachten und 
Unterlagen oder darauf Bezug nehmende strategische Umweltprüfungen im Sinn 
der Richtlinie 2001/42/EG sind bei der Erstellung des 
Umweltverträglichkeitsgutachtens mitzuberücksichtigen. 

(3) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat (3) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

 5. fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Entwicklung des Raumes unter Berücksichtigung öffentlicher 
Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen zu enthalten. 

 5. fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Entwicklung des Raumes unter Berücksichtigung öffentlicher 
Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen zu enthalten. Sofern der Standort des Vorhabens in einer 
strategischen Umweltprüfung im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG zu einem 
Plan oder Programm bereits einer Prüfung unterzogen und der Plan oder 
das Programm erlassen wurde, können sich diese Aussagen auf die 
Übereinstimmung mit diesem Plan oder Programm beschränken. 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 

 (7) Für die Beurteilung des Standes der Technik ist, soweit dieser nicht durch 
Gesetz oder Verordnung oder durch Rechtsakte der Europäischen Union 
verbindlich festgelegt ist, der Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Auflage (§ 9) 
maßgeblich. 

Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 

§ 12a. Für Vorhaben, die in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführt sind, 
hat die Behörde, aufbauend auf den im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten 
oder sonstigen der Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegenden 
Gutachten und Unterlagen sowie den eingelangten Stellungnahmen und unter 
Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 eine zusammenfassende 

§ 12a. Für Vorhaben, die in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführt sind, 
hat die Behörde, aufbauend auf den im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten 
oder sonstigen der Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegenden 
Gutachten und Unterlagen sowie den eingelangten Stellungnahmen und unter 
Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 eine zusammenfassende 
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Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 12 Abs. 6 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass an Stelle eines Umweltverträglichkeitsgutachtens eine 
zusammenfassende Bewertung erstellt wird. 

Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 12 Abs. 6 und Abs. 7 sind 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass an Stelle eines 
Umweltverträglichkeitsgutachtens eine zusammenfassende Bewertung erstellt 
wird. 

Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung 

Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung 

§ 13. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden 
Behörden, dem Umweltanwalt, dem Standortanwalt, dem wasserwirtschaftlichen 
Planungsorgan und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit 
und Tourismus ist das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung unverzüglich zu übermitteln. 

§ 13. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden 
Behörden, dem Umweltanwalt, dem Standortanwalt, dem wasserwirtschaftlichen 
Planungsorgan und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ist das 
Umweltverträglichkeitsgutachten oder die zusammenfassende Bewertung 
unverzüglich zu übermitteln. 

(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten für Vorhaben der Spalte 1 des 
Anhanges 1 ist unverzüglich bei der Behörde und in der Standortgemeinde 
mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Diese Auflage 
ist in geeigneter Form kundzumachen. § 9 Abs. 2 und § 44b Abs. 2 zweiter bis 
vierter Satz AVG sind anzuwenden. 

(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 12) oder die zusammenfassende 
Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 12a) ist unverzüglich bei der Behörde und 
in der Standortgemeinde mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen. Diese Auflage ist in geeigneter Form kundzumachen. § 9 Abs. 2 und 
§ 44b Abs. 2 zweiter bis vierter Satz AVG sind anzuwenden. 

 Strukturierung des Verfahrens 

 § 14. (1) Die Behörde kann mit oder nach der öffentlichen Auflage und 
Kundmachung des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der 
zusammenfassenden Bewertung angemessene Fristen für weitere Vorbringen 
(Konkretisierungen zu Einwendungen und sonstige Stellungnahmen und 
Beweisanträge) der Verfahrensparteien zum Vorhaben oder zu einzelnen 
Fachbereichen setzen, mit der Wirkung, dass nach Ablauf dieser Fristen erstattete 
weitere Vorbringen im weiteren Verfahren nicht zu berücksichtigen sind. 

 (2) Soweit nicht Abs. 1 zur Anwendung kommt, sind Konkretisierungen von 
Vorbringen jedenfalls bis spätestens eine Woche vor dem Termin der mündlichen 
Verhandlung (§ 16) schriftlich bei der Behörde einzubringen. Verspätete 
Vorbringen sind im Verfahren nicht mehr zu berücksichtigen. 

 (3) Die mündliche Verhandlung darf erst nach Ablauf der Fristen gemäß § 13 
Abs. 2 oder nach Ablauf der angemessenen Fristen gemäß Abs. 1 stattfinden. 

Mündliche Verhandlung und weiteres Verfahren Mündliche Verhandlung und weiteres Verfahren 

§ 16. (1) und (2) ... § 16. (1) und (2) ... 
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(3) § 39 Abs. 3 AVG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass neue Tatsachen 
und Beweismittel bis spätestens in der mündlichen Verhandlung vorzubringen sind 
und der Schluss des Ermittlungsverfahrens auch für einzelne Teilbereiche der 
Sache erklärt werden kann. § 39 Abs. 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 AVG 
sind in UVP-Verfahren nicht anzuwenden. 

(3) § 39 Abs. 3 AVG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Schluss des 
Ermittlungsverfahrens auch für einzelne Teilbereiche der Sache erklärt werden 
kann. § 39 Abs. 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 AVG sind in UVP-Verfahren 
nicht anzuwenden. 

(4) Werden zur Beurteilung der Umweltverträglichkeitserklärung Unterlagen 
zum Stand der Technik herangezogen, sind diese in der jeweils zum Zeitpunkt der 
mündlichen Verhandlung bei der Behörde geltenden Fassung anzuwenden. 

 

 Online- oder Hybrid-Verhandlung 

 § 16a. (1) Die Behörde kann unter Berücksichtigung von Zweckmäßigkeit, 
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis die mündliche Verhandlung gemäß § 
16 Abs. 1 teilweise (hybrid) oder gänzlich (online) unter Verwendung geeigneter 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung am Sitz der Behörde 
oder an dem Ort abhalten, der nach der Sachlage am zweckmäßigsten erscheint. 
Vorrangig sollen Verhandlungen in Präsenz oder hybrid abgehalten werden.   

 (2) Findet die Verhandlung online statt, ist den Parteien und Beteiligten, den 
erforderlichen Sachverständigen und den sonst zur mündlichen Verhandlung 
beizuziehenden Personen Gelegenheit zu geben, unter Verwendung der 
technischen Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung an der Verhandlung 
teilzunehmen. Die Behörde hat die Parteien und Beteiligten aufzufordern, 
bekanntzugeben, ob ihnen solche technischen Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung zur Verfügung stehen; ist dies nicht der Fall, so kann die 
Verhandlung auch in ihrer Abwesenheit durchgeführt werden. Die Behörde hat 
diesfalls den Parteien und Beteiligten, die aus diesem Grund an der Verhandlung 
nicht teilnehmen können, in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu geben, ihre 
Rechte auszuüben bzw. bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken. 

 (3) Findet die mündliche Verhandlung hybrid statt, so können die Parteien 
und Beteiligten unter Verwendung der technischen Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung oder persönlich an der Verhandlung teilnehmen. Die Behörde hat 
die Parteien und Beteiligten aufzufordern, bekanntzugeben, ob sie in Präsenz oder 
online teilnehmen.  

 (4) Wird eine Verhandlung hybrid oder online durchgeführt, so braucht eine 
Niederschrift, außer vom Verhandlungsleiter, von keiner weiteren Person 
unterschrieben zu werden. Wird die Niederschrift elektronisch erstellt, so kann an 
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die Stelle der Unterschrift des Verhandlungsleiters ein Verfahren zum Nachweis 
der Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) des Leiters der mündlichen Verhandlung und der 
Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Niederschrift treten. § 14 Abs. 1 bis 4, 6 und 7 
AVG bleibt unberührt. 

Entscheidung Entscheidung 

§ 17. (1) und (2) ... § 17. (1) und (2) ... 

 1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu 
begrenzen, 

 1. Emissionen von Schadstoffen, einschließlich der Treibhausgase 
Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid, (N2O), 
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW), perfluorierte 
Kohlenwasserstoffe (P-FKW), Schwefelhexafluorid (SF6) und 
Stickstofftrifluorid (NF3), sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen, 

 2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu 
halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

 2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu 
halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

 a) bis c) ...  a) bis c) ... 

 3. ...  3. ... 

 Der Entscheidung sind die vom Vorhaben voraussichtlich ausgehenden 

Auswirkungen zugrunde zu legen. Für gemäß § 4 Emissionszertifikategesetz 2011 

(EZG 2011) genehmigte Anlagen dürfen gemäß Z 1 keine Emissionsgrenzwerte 

für direkte Emissionen der in Anhang 3 EZG 2011 jeweils genannten 

Treibhausgase vorgeschrieben werden, außer es ist erforderlich, um eine 

erhebliche lokale Umweltverschmutzung zu vermeiden. 

 

(3) ... (3) ... 

(4) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere 
Umweltverträglichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder 
zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der 
Stellungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer 
allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in der Entscheidung zu berücksichtigen. 
Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen, insbesondere auch für 
Überwachungsmaßnahmen für erhebliche nachteilige Auswirkungen, Mess- und 
Berichtspflichten und Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge, ist zu einem 
hohen Schutzniveau für die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. Die 
Überwachungsmaßnahmen sind je nach Art, Standort und Umfang des Vorhabens 

(4) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere 
Umweltverträglichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder 
zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der 
Stellungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer 
allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in der Entscheidung zu berücksichtigen. 
Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen, insbesondere auch für 
Überwachungsmaßnahmen für erhebliche nachteilige Auswirkungen, Mess- und 
Berichtspflichten und Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge, ist zu einem 
hohen Schutzniveau für die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. Die 
Überwachungsmaßnahmen sind je nach Art, Standort und Umfang des Vorhabens 
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sowie Ausmaß seiner Auswirkungen auf die Umwelt angemessen festzulegen, die 
aufgrund der mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften notwendigen 
Maßnahmen sind hierbei zu berücksichtigen. 

sowie Ausmaß seiner Auswirkungen auf die Umwelt angemessen festzulegen, die 
aufgrund der mitanzuwendenden Verwaltungsvorschriften notwendigen 
Maßnahmen sind hierbei zu berücksichtigen. Soweit dies durch Landesgesetz 
festgelegt ist, können Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, die auf Vorratsflächen 
durchgeführt werden (Flächenpools), angerechnet werden. Die Beauftragung zur 
Unterhaltung und die rechtliche Sicherung der Flächen sind im Bescheid zu 
dokumentieren. 

(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine 
Auswirkungen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder 
Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere 
des Umweltschutzes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die 
durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein 
erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. Im 
Rahmen dieser Abwägung sind auch relevante Interessen der Materiengesetze oder 
des Gemeinschaftsrechts, die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, zu 
bewerten. 

(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine 
Auswirkungen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder 
Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere 
des Umweltschutzes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die 
durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein 
erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. Bei 
Vorhaben der Energiewende darf eine Abweisung nicht ausschließlich aufgrund 
von Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds erfolgen, wenn im Rahmen der 
Energieraumplanung eine strategische Umweltprüfung durchgeführt wurde. Im 
Rahmen dieser Abwägung sind auch relevante Interessen der Materiengesetze oder 
des Gemeinschaftsrechts, die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, zu 
bewerten. Dabei gelten Vorhaben der Energiewende als in hohem öffentlichen 
Interesse. 

 (5a) Ist eine hinreichende Konkretisierung von Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen noch nicht möglich, kann ein Konzept mit Maßnahmen, mit 
welchen die geplanten Eingriffe kompensiert werden sollen, genehmigt werden. 
Dieses hat jedenfalls Angaben zu Flächenumfang, Maßnahmenraum, 
Wirkungsziel, Standortanforderung sowie falls bereits möglich Angaben zur 
grundsätzlichen Maßnahmenbeschreibung, zum Zeitpunkt der Umsetzung, zur 
Beschreibung der Pflegeerfordernisse und des Monitorings und zum Status der 
Flächensicherung zu enthalten. Über die Konkretisierung der Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen ist als Änderung gemäß § 18b zu entscheiden.  Soweit dies 
durch Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist, kann eine Ausgleichszahlung 
vorgeschrieben werden.  

(6) ... (6) ... 

(7) Der Genehmigungsbescheid ist jedenfalls bei der Behörde und in der 
Standortgemeinde mindestens acht Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

(7) Der Genehmigungsbescheid ist jedenfalls bei der Behörde und in der 
Standortgemeinde mindestens acht Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 
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Der Bescheid hat die Entscheidungsgründe sowie Angaben über die Beteiligung 
der Öffentlichkeit und eine Beschreibung der wichtigsten Maßnahmen, mit denen 
erhebliche nachteilige Auswirkungen vermieden, verringert und überwacht sowie, 
soweit möglich, ausgeglichen werden, zu enthalten. Die Auflage ist in geeigneter 
Form, jedenfalls auch im Internet, kundzumachen. Mit Ablauf von zwei Wochen 
nach dieser Kundmachung gilt der Bescheid auch gegenüber jenen Personen als 
zugestellt, die sich am UVP-Verfahren nicht oder nicht rechtzeitig (§§ 42, 44a iVm 
44b AVG) beteiligt und deshalb keine Parteistellung erlangt haben. Ab dem Tag 
der Kundmachung im Internet ist solchen Personen, die glaubhaft machen, dass 
ihnen ein Beschwerderecht zukommt, Einsicht in den Verwaltungsakt zu 
gewähren. 

Der Bescheid hat die Entscheidungsgründe sowie Angaben über die Beteiligung 
der Öffentlichkeit und eine Beschreibung der wichtigsten Maßnahmen, mit denen 
erhebliche nachteilige Auswirkungen vermieden, verringert und überwacht sowie, 
soweit möglich, ausgeglichen werden, zu enthalten. Die Auflage ist in geeigneter 
Form, jedenfalls auch im Internet, kundzumachen. Mit Ablauf von zwei Wochen 
nach dieser Kundmachung gilt der Bescheid auch gegenüber jenen Personen als 
zugestellt, die sich am UVP-Verfahren nicht oder nicht rechtzeitig (§§ 9 und 9a 
dieses Bundesgesetzes bzw. §§ 44a iVm 44b AVG) beteiligt und deshalb die 
Parteistellung verloren haben. Ab dem Tag der Kundmachung im Internet ist 
solchen Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen ein Beschwerderecht 
zukommt, Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(8) und (9) ... (8) und (9) ... 

(10) Genehmigungsbescheide betreffend Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1 
können bis zu deren Ausführung nach den Bestimmungen des § 18b geändert 
werden. Änderungen im Sinne von § 18b sind betreffend Vorhaben der Z 18 des 
Anhanges 1 nur Änderungen der Flächeninanspruchnahme oder der 
Bruttogeschoßfläche, des Ausmaßes der Versickerungsflächen, der Anzahl und 
räumlichen Verteilung der KFZ-Stellplätze, der Gebäudehöhen, der Art der 
Nutzung und der räumlichen Verteilung der Gesamtkontingente 
(Bruttogeschoßfläche samt prozentueller Anteile der Nutzungsarten), der 
Energieversorgung, des Verkehrs- und Erschließungssystems sowie des Systems 
der Abfall- und Abwasserentsorgung, soweit unter Zugrundelegung des 
Beurteilungsmaßstabes im durchgeführten UVP-Verfahren nachteilige 
Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten sind. 

(10) Genehmigungsbescheide betreffend Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1, 
ausgenommen der lit. e, können bis zu deren Ausführung nach den Bestimmungen 
des § 18b geändert werden. Änderungen im Sinne von § 18b sind betreffend 
Vorhaben der Z 18 des Anhanges 1, ausgenommen der lit. e, nur Änderungen der 
Flächeninanspruchnahme oder der Bruttogeschoßfläche, des Ausmaßes der 
Versickerungsflächen, der Anzahl und räumlichen Verteilung der KFZ-Stellplätze, 
der Gebäudehöhen, der Art der Nutzung und der räumlichen Verteilung der 
Gesamtkontingente (Bruttogeschoßfläche samt prozentueller Anteile der 
Nutzungsarten), der Energieversorgung, des Verkehrs- und Erschließungssystems 
sowie des Systems der Abfall- und Abwasserentsorgung, soweit unter 
Zugrundelegung des Beurteilungsmaßstabes im durchgeführten UVP-Verfahren 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten sind. 

 Ausschluss der aufschiebenden Wirkung bei Vorhaben der Energiewende 

 § 17a. (1) Bei Vorhaben der Energiewende hat die Behörde bis zur Vorlage 
der Beschwerde die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen die 
Entscheidung nach §§ 17, 18 oder 18b mit Bescheid auszuschließen 
(Ausschlussbescheid), wenn in dieser vom Beschwerdeführer/von der 
Beschwerdeführerin die Verletzung in den von ihm bzw. ihr geltend zu machenden 
Rechten nicht hinreichend konkret dargelegt wurde, obwohl diese 
Beeinträchtigung bereits im Genehmigungsbescheid beurteilt wurde. Eine 
Beschwerde gegen den Ausschlussbescheid hat keine aufschiebende Wirkung. 

 (2) Das Bundesverwaltungsgericht hat aufgrund einer Beschwerde gegen den 
Ausschlussbescheid diesen unverzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
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für den Ausschluss nach Abs. 1 nicht vorliegen. Im Übrigen bleiben die §§ 13 und 
22 VwGVG unberührt.  

Änderung des Bescheides vor Zuständigkeitsübergang  Änderung des Bescheides vor Zuständigkeitsübergang  

§ 18b. Änderungen einer gemäß § 17 oder § 18 erteilten Genehmigung sind 
vor dem in § 21 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 17 zulässig, wenn  

1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 17 
Abs. 2 bis 5 nicht widersprechen und  

2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit 
hatten, ihre Interessen wahrzunehmen.  

Die Behörde hat dabei das Ermittlungsverfahren und die 
Umweltverträglichkeitsprüfung insoweit zu ergänzen, als dies im Hinblick auf ihre 
Zwecke notwendig ist. 

§ 18b. Änderungen einer gemäß § 17 oder § 18 erteilten Genehmigung sind 
vor dem in § 21 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 17 zulässig, wenn  

1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 17 
Abs. 2 bis 5 nicht widersprechen und  

2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit 
hatten, ihre Interessen wahrzunehmen.  
Die Behörde hat dabei das Ermittlungsverfahren und die 

Umweltverträglichkeitsprüfung insoweit zu ergänzen, als dies im Hinblick auf ihre 

Zwecke notwendig ist. Die Bestimmungen über die Auflage und Kundmachung des 

§ 17 Abs. 7 Satz 3 bis 5 gelten sinngemäß. 

 Technologische Weiterentwicklungen vor Zuständigkeitsübergang 

 § 18c. (1) Änderungen einer gemäß § 17 oder § 18 erteilten Genehmigung, 
die immissionsneutral sind oder technologische Weiterentwicklungen mit nicht 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter des § 1 Abs. 1 
darstellen und nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 17 
Abs. 2 bis 5 nicht widersprechen, können bei der Behörde vor 
Zuständigkeitsübergang angezeigt werden. 

 (2) Werden Änderungen nach Abs. 1 der Behörde angezeigt, so hat der 
Projektwerber/die Projektwerberin der Anzeige über das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Abs. 1 eine im Rahmen seiner Befugnis ausgestellte 
Bestätigung eines Ziviltechnikers oder Ingenieurbüros anzuschließen und der 
Behörde mindestens vier Wochen vor Durchführung zu übermitteln.  

 (3) Wird eine Anzeige gemäß Abs. 1 erstattet und hat die Behörde begründete 
Zweifel, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen, so hat die Behörde von 
Amts wegen ein Änderungsverfahren nach § 18b einzuleiten. Wird binnen vier 
Wochen ab Einbringen der Anzeige kein Änderungsverfahren nach § 18b 
eingeleitet, so sind die angezeigten Änderungen nicht genehmigungspflichtig und 
der Projektwerber/die Projektwerberin kann mit der Durchführung beginnen. 
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Partei- und Beteiligtenstellung sowie Rechtsmittelbefugnis Partei- und Beteiligtenstellung sowie Rechtsmittelbefugnis 

§ 19. (1) Parteistellung haben § 19. (1) Parteistellung haben 

 1. bis 5. ...  1. bis 5. ... 

 6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4, ausgenommen im vereinfachten 
Verfahren (Abs. 2); 

 6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4; 

 7. und 8. ...  7. und 8. ... 

(2) Im vereinfachten Verfahren können Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4 als 
Beteiligte mit dem Recht auf Akteneinsicht am Verfahren teilnehmen. 

 

(3) ... (3) ... 

(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine 
Unterschriftenliste unterstützt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum 
anzugeben und die datierte Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschriftenliste ist 
gleichzeitig mit der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von 
mindestens 200 Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstützung in der 
Standortgemeinde oder in einer an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde für 
Gemeinderatswahlen wahlberechtigt waren, unterstützt, dann nimmt diese 
Personengruppe (Bürgerinitiative) am Verfahren zur Erteilung der Genehmigung 
für das Vorhaben und nach § 20 als Partei oder als Beteiligte (Abs. 2) teil. Als 
Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften als 
subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht und Revision an den Verwaltungsgerichtshof sowie 
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu erheben. 

(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine 
Unterschriftenliste unterstützt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum 
anzugeben und die datierte Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschriftenliste ist 
gleichzeitig mit der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von 
mindestens 200 Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstützung in der 
Standortgemeinde oder in einer an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde für 
Gemeinderatswahlen wahlberechtigt waren, unterstützt, dann nimmt diese 
Personengruppe (Bürgerinitiative) am Verfahren zur Erteilung der Genehmigung 
für das Vorhaben und nach § 20 als Partei teil. Als Partei ist sie berechtigt, die 
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren 
geltend zu machen und Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof sowie Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof zu erheben. 

(5) bis (7) ... (5) bis (7) ... 

(8) Dem Antrag gemäß Abs. 7 sind geeignete Unterlagen anzuschließen, aus 
denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 erfüllt werden und auf welches 
Bundesland/welche Bundesländer sich der Tätigkeitsbereich der 
Umweltorganisation erstreckt. Eine Ausübung der Parteienrechte ist in Verfahren 
betreffend Vorhaben möglich, die in diesem Bundesland/in diesen Bundesländern 
oder daran unmittelbar angrenzenden Bundesland/Bundesländern verwirklicht 
werden sollen. Der Bundesminister/die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus veröffentlicht auf der Homepage des Bundesministeriums für 
Nachhaltigkeit und Tourismus eine Liste jener Umweltorganisationen, die mit 
Bescheid gemäß Abs. 7 anerkannt wurden. In der Liste ist anzuführen, in welchen 

(8) Dem Antrag gemäß Abs. 7 sind geeignete Unterlagen anzuschließen, aus 
denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 erfüllt werden und auf welches 
Bundesland/welche Bundesländer sich der Tätigkeitsbereich der 
Umweltorganisation erstreckt. Eine Ausübung der Parteienrechte ist in Verfahren 
betreffend Vorhaben möglich, die in diesem Bundesland/in diesen Bundesländern 
oder daran unmittelbar angrenzenden Bundesland/Bundesländern verwirklicht 
werden sollen. Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie veröffentlicht auf der 
Homepage des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie eine Liste jener Umweltorganisationen, die mit 
Bescheid gemäß Abs. 7 anerkannt wurden. In der Liste ist anzuführen, in welchen 
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Bundesländern die Umweltorganisation zur Ausübung der Parteienrechte befugt 
ist. 

Bundesländern die Umweltorganisation zur Ausübung der Parteienrechte befugt 
ist. 

(9) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation ist verpflichtet, den 
Wegfall eines in Abs. 6 festgelegten Kriteriums unverzüglich dem 
Bundesminister/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus zu 
melden. Auf Verlangen des Bundesministers/der Bundesministerin für 
Nachhaltigkeit und Tourismus hat die Umweltorganisation geeignete Unterlagen 
vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 weiterhin erfüllt 
werden. Wird dem Bundesminister/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus bekannt, dass eine anerkannte Umweltorganisation ein Kriterium 
gemäß Abs. 6 nicht mehr erfüllt, ist dies mit Bescheid im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister/der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
festzustellen. Die Liste gemäß Abs. 8 ist entsprechend zu ändern. Auf Verlangen 
des Bundesministers/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus, 
jedenfalls aber alle drei Jahre ab Zulassung, hat die Umweltorganisation geeignete 
Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 
weiterhin erfüllt werden. Eine solche Überprüfung ist auch auf Verlangen einer 
UVP-Behörde durchzuführen. 

(9) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation ist verpflichtet, den 
Wegfall eines in Abs. 6 festgelegten Kriteriums unverzüglich dem 
Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zu melden. Auf Verlangen des 
Bundesministers/der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie hat die Umweltorganisation geeignete 
Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass die Kriterien des Abs. 6 
weiterhin erfüllt werden. Wird dem Bundesminister/der Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie bekannt, 
dass eine anerkannte Umweltorganisation ein Kriterium gemäß Abs. 6 nicht mehr 
erfüllt, ist dies mit Bescheid im Einvernehmen mit dem Bundesminister/der 
Bundesministerin für Arbeit und Wirtschaft festzustellen. Die Liste gemäß Abs. 8 
ist entsprechend zu ändern. Auf Verlangen des Bundesministers/der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, jedenfalls aber alle drei Jahre ab Zulassung, hat die 
Umweltorganisation geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass 
die Kriterien des Abs. 6 weiterhin erfüllt werden. Eine solche Überprüfung ist auch 
auf Verlangen einer UVP-Behörde durchzuführen. 

(10) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung 
und ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren 
geltend zu machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 9 Abs. 1 
schriftlich Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

(10) Eine gemäß Abs. 7 anerkannte Umweltorganisation hat Parteistellung 
und ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren 
geltend zu machen, soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 9 Abs. 1 
schriftlich Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht sowie, wenn sie im Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht Parteistellung hatte, Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(11) und (12) ... (11) und (12) ... 

Abnahmeprüfung Abnahmeprüfung 

§ 20. (1) Die Fertigstellung des Vorhabens ist der Behörde vor der 
Inbetriebnahme vom Projektwerber/von der Projektwerberin anzuzeigen. Sollen 
Teile des Vorhabens in Betrieb genommen werden (Abs. 3), so ist deren 
Fertigstellung anzuzeigen. 

§ 20. (1) Die Fertigstellung des Vorhabens ist der Behörde vor der 
Inbetriebnahme vom Projektwerber/von der Projektwerberin anzuzeigen. Sollen 
Teile des Vorhabens in Betrieb genommen werden (Abs. 3), so ist deren 
Fertigstellung anzuzeigen. Die Anzeige hat auch gemäß § 18c Abs. 1 angezeigte 
Änderungen zu enthalten. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
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(4) Im Abnahmebescheid ist die Beseitigung festgestellter Abweichungen 
aufzutragen. Die Behörde kann jedoch in Anwendung des § 18 Abs. 3 nachträglich 
geringfügige Abweichungen genehmigen, sofern den betroffenen Parteien gemäß 
§ 19 Abs. 1 Gelegenheit zur Wahrung ihrer Interessen gegeben wurde. 

(4) Im Abnahmebescheid ist die Beseitigung festgestellter Abweichungen 
aufzutragen. Die Behörde kann jedoch in Anwendung des § 18 Abs. 3 nachträglich 
geringfügige Abweichungen genehmigen, sofern den betroffenen Parteien gemäß 
§ 19 Abs. 1 Gelegenheit zur Wahrung ihrer Interessen gegeben wurde. Als 
geringfügige Abweichungen gelten jedenfalls immissionsneutrale Änderungen 
oder Änderungen, die technologische Weiterentwicklungen mit nicht erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter des § 1 Abs. 1 darstellen. 
Änderungen nach § 18c sind im Abnahmebescheid  festzustellen. 

(5) und (6) ... (5) und (6) ... 

Zuständigkeitsübergang Zuständigkeitsübergang 

§ 21. (1) bis (4) ... § 21. (1) bis (4) ... 

(5) Auf Vorhaben der Z 18 lit. b des Anhanges 1 finden die Absätze 1 bis 4 
keine Anwendung. Mit Rechtskraft des Genehmigungsbescheides für Vorhaben 
der Z 18 lit. b des Anhanges 1 geht die Zuständigkeit für die Vollziehung und 
Überwachung des Genehmigungsbescheides auf die Behörden über, die nach den 
Verwaltungsvorschriften gemäß ihrem Wirkungsbereich für die Genehmigung der 
Ausführungsprojekte zuständig sind. Für die in § 17 Abs. 10 genannten 
Änderungen im Sinne von § 18b bleibt die Behörde nach § 39 Abs. 1 zuständig. 

(5) Auf Vorhaben der Z 18 lit. b und d des Anhanges 1 finden die Absätze 1 
bis 4 keine Anwendung. Mit Rechtskraft des Genehmigungsbescheides für 
Vorhaben der Z 18 lit. b und d des Anhanges 1 geht die Zuständigkeit für die 
Vollziehung und Überwachung des Genehmigungsbescheides auf die Behörden 
über, die nach den Verwaltungsvorschriften gemäß ihrem Wirkungsbereich für die 
Genehmigung der Ausführungsprojekte zuständig sind. Für die in § 17 Abs. 10 
genannten Änderungen im Sinne von § 18b bleibt die Behörde nach § 39 Abs. 1 
zuständig. 

Nachkontrolle Nachkontrolle 

§ 22. (1) ... § 22. (1) ... 

(2) Die Ergebnisse der Nachkontrolle sind von den Behörden der Behörde 
gemäß § 39 und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus zu übermitteln. 

(2) Die Ergebnisse der Nachkontrolle sind von den Behörden der Behörde 
gemäß § 39 und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zu übermitteln. 

(3) ... (3) ... 
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3. ABSCHNITT 3. ABSCHNITT 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG FÜR 
BUNDESSTRASSEN UND HOCHLEISTUNGSSTRECKEN 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG FÜR 
BUNDESSTRASSEN UND HOCHLEISTUNGSSTRECKEN 

Verfahren, Behörde Verfahren, Behörde 

§ 24. (1) Wenn ein Vorhaben gemäß § 23a oder § 23b einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, hat der Bundesminister/die 
Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und ein teilkonzentriertes 
Genehmigungsverfahren durchzuführen. In diesem Genehmigungsverfahren sind 
alle vom Bund zu vollziehenden, für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen 
materiellen Genehmigungsbestimmungen anzuwenden, auch soweit sie in den 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden fallen. Der Landeshauptmann kann mit 
der Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung, des teilkonzentrierten 
Genehmigungsverfahrens und der Entscheidung ganz oder teilweise betraut 
werden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist. 

§ 24. (1) Wenn ein Vorhaben gemäß § 23a oder § 23b einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, hat der Bundesminister/die 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie die Umweltverträglichkeitsprüfung und ein teilkonzentriertes 
Genehmigungsverfahren durchzuführen. In diesem Genehmigungsverfahren sind 
alle vom Bund zu vollziehenden, für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen 
materiellen Genehmigungsbestimmungen anzuwenden, auch soweit sie in den 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden fallen. Der Landeshauptmann kann mit 
der Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung, des teilkonzentrierten 
Genehmigungsverfahrens und der Entscheidung ganz oder teilweise betraut 
werden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist. 

(2) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und 
Technologie ist auch zuständige Behörde für das Feststellungsverfahren gemäß 
Abs. 5. Für den Vollzug der Strafbestimmungen ist die Bezirksverwaltungsbehörde 
zuständig. 

(2) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie ist auch zuständige Behörde für 
das Feststellungsverfahren gemäß Abs. 5. Für den Vollzug der Strafbestimmungen 
ist die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) ... 

(7) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes 
geregelt ist, sind im Verfahren nach Abs. 1 anzuwenden: § 2 
(Begriffsbestimmungen) mit der Maßgabe, dass auch die Behörde nach Abs. 3 zu 
den mitwirkenden Behörden zählt; § 4 (Vorverfahren und Investorenservice); § 6 
(Umweltverträglichkeitserklärung) mit der Maßgabe, dass die Behörde festlegen 
kann, dass bestimmte Angaben und Unterlagen, soweit sie nicht für eine 
Abschätzung der Umweltauswirkungen in diesem Verfahrensstadium notwendig 
sind, erst in einem späteren Genehmigungsverfahren vorzulegen sind; § 10 Abs. 1 
bis 6 und 8 (grenzüberschreitende Auswirkungen); § 16 (mündliche Verhandlung 
und weiteres Verfahren). 

(7) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes 
geregelt ist, sind im Verfahren nach Abs. 1 anzuwenden: § 2 
(Begriffsbestimmungen) mit der Maßgabe, dass auch die Behörde nach Abs. 3 zu 
den mitwirkenden Behörden zählt; § 4 (Vorverfahren und Investorenservice); § 6 
(Umweltverträglichkeitserklärung) mit der Maßgabe, dass die Behörde festlegen 
kann, dass bestimmte Angaben und Unterlagen, soweit sie nicht für eine 
Abschätzung der Umweltauswirkungen in diesem Verfahrensstadium notwendig 
sind, erst in einem späteren Genehmigungsverfahren vorzulegen sind; § 10 Abs. 1 
bis 6 und 8 (grenzüberschreitende Auswirkungen); § 14 (Strukturierung des 
Verfahrens) und § 16 (mündliche Verhandlung und weiteres Verfahren). 



  19 von 61 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(8) § 9 (öffentliche Auflage) ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf die 
Partei- oder Beteiligtenstellung der Bürgerinitiativen in den 
Genehmigungsverfahren hinzuweisen ist. Für die Entstehung der Bürgerinitiative 
gilt § 19 Abs. 4. 

(8) § 9 (öffentliche Auflage), § 9a (Auflage und Kundmachung von Edikten 
im Großverfahren) und § 16a (Online- oder Hybrid-Verhandlung) sind 
anzuwenden. Für die Entstehung der Bürgerinitiative gilt § 19 Abs. 4. 

(9) Im vereinfachten Verfahren ist § 24c (Umweltverträglichkeitsgutachten) 
nicht anzuwenden, stattdessen gelten § 24d (zusammenfassende Bewertung der 
Umweltauswirkungen) und § 24f Abs. 8 vierter Satz. 

(9) Im vereinfachten Verfahren ist § 24c (Umweltverträglichkeitsgutachten) 
nicht anzuwenden, stattdessen gilt § 24d (zusammenfassende Bewertung der 
Umweltauswirkungen). 

(10) und (11) ... (10) und (11) ... 

Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung  Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung  

§ 24a. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat bei der Behörde gemäß 
§ 24 Abs. 1 einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die nach den in § 24 Abs. 
1 genannten Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung des Vorhabens 
erforderlichen Unterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung in der jeweils 
erforderlichen Anzahl enthält. Diese Dokumente sind, soweit technisch möglich, 
elektronisch einzubringen. Nicht als erforderlich gelten Nachweise über 
Berechtigungen, soweit diesbezüglich in einer Verwaltungsvorschrift die 
Einräumung von Zwangsrechten vorgesehen ist. Der Projektwerber/die 
Projektwerberin hat auch anzugeben, ob und in welcher Weise er/sie die 
Öffentlichkeit vom Vorhaben informiert hat. Wurde ein Mediationsverfahren 
durchgeführt, so sind die Ergebnisse an die Behörde gemäß 24 Abs. 1 zu 
übermitteln. Projektunterlagen, die nach Auffassung des Projektwerbers/der 
Projektwerberin Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind besonders zu 
kennzeichnen.  

§ 24a. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat bei der Behörde gemäß 
§ 24 Abs. 1 einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die nach den in § 24 Abs. 
1 genannten Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung des Vorhabens 
erforderlichen Unterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung in der jeweils 
erforderlichen Anzahl enthält. Diese Dokumente sind, soweit technisch möglich, 
elektronisch einzubringen. Die Behörde kann weitere Vorgaben zur elektronischen 
Einbringung, zur Verfahrensführung, zur Strukturierung von Unterlagen und zu 
Mindestinhalten festlegen. Nicht als erforderlich gelten Nachweise über 
Berechtigungen, soweit diesbezüglich in einer Verwaltungsvorschrift die 
Einräumung von Zwangsrechten vorgesehen ist. Der Projektwerber/die 
Projektwerberin hat auch anzugeben, ob und in welcher Weise er/sie die 
Öffentlichkeit vom Vorhaben informiert hat. Wurde ein Mediationsverfahren 
durchgeführt, so sind die Ergebnisse an die Behörde gemäß 24 Abs. 1 zu 
übermitteln. Projektunterlagen, die nach Auffassung des Projektwerbers/der 
Projektwerberin Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind besonders zu 
kennzeichnen.  

Zeitplan Zeitplan 

§ 24b. (1) Die Behörde gemäß § 24 Abs. 1 hat gemeinsam mit der Behörde 
gemäß § 24 Abs. 3 einen Zeitplan für den Ablauf der Verfahren zu erstellen, in dem 
für die einzelnen Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der durch Art, Größe 
und Standort des Vorhabens notwendigen Erhebungen und Untersuchungen Fristen 
festgelegt werden. Der Zeitplan ist im Internet zu veröffentlichen. Erhebliche 
Überschreitungen des Zeitplans sind in den Genehmigungsbescheiden zu 
begründen. 

§ 24b. (1) Die Behörde gemäß § 24 Abs. 1 hat gemeinsam mit der Behörde 
gemäß § 24 Abs. 3 einen Zeitplan für den Ablauf der Verfahren zu erstellen, in dem 
für die einzelnen Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der durch Art, Größe 
und Standort des Vorhabens notwendigen Erhebungen und Untersuchungen Fristen 
festgelegt werden. Der Zeitplan ist im Internet zu veröffentlichen und bei 
erheblichen Änderungen von der Behörde zu aktualisieren. Erhebliche 
Überschreitungen des Zeitplans sind in den Genehmigungsbescheiden zu 
begründen. 



  20 von 61 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) ... (2) ... 

Umweltverträglichkeitsgutachten Umweltverträglichkeitsgutachten 

§ 24c. (1) ... § 24c. (1) ... 

(2) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der 
Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort der Behörde vorliegende 
Gutachten und Unterlagen sind bei der Erstellung des 
Umweltverträglichkeitsgutachtens mitzuberücksichtigen. 

(2) Die vom  Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren vorgelegten oder sonstige der 
Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort der Behörde vorliegende 
Gutachten und Unterlagen oder darauf Bezug nehmende strategische 
Umweltprüfungen im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG sind bei der Erstellung des 
Umweltverträglichkeitsgutachtens mitzuberücksichtigen. 

(3) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat (3) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

 5. fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Entwicklung des Raumes unter Berücksichtigung öffentlicher 
Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen zu enthalten. 

 5. fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Entwicklung des Raumes unter Berücksichtigung öffentlicher 
Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nutzung von 
Ressourcen zu enthalten. Sofern der Standort des Vorhabens in einer 
strategischen Umweltprüfung im Sinn der Richtlinie 2001/42/EG zu einem 
Plan oder Programm bereits einer Prüfung unterzogen und der Plan oder 
das Programm erlassen wurde, können sich diese Aussagen auf die 
Übereinstimmung mit diesem Plan oder Programm beschränken. 

(4) bis (6) ... (4) bis (6) ... 

 (7) Für die Beurteilung des Standes der Technik ist, soweit dieser nicht durch 
Gesetz oder Verordnung oder durch Rechtsakte der Europäischen Union 
verbindlich festgelegt ist, der Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Auflage (§ 9) 
maßgeblich. 

Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 

§ 24d. Für Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung im 
vereinfachten Verfahren nach diesem Abschnitt durchzuführen ist, hat die nach 
§ 24 Abs. 1 zuständige Behörde, aufbauend auf den im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten 
oder sonstigen zum selben Vorhaben oder zum Standort der Behörde vorliegenden 
Gutachten und Unterlagen sowie den eingelangten Stellungnahmen und unter 
Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 24f, eine zusammenfassende 
Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 24c Abs. 6 gilt mit der 

§ 24d. Für Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung im 
vereinfachten Verfahren nach diesem Abschnitt durchzuführen ist, hat die nach 
§ 24 Abs. 1 zuständige Behörde, aufbauend auf den im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten 
oder sonstigen zum selben Vorhaben oder zum Standort der Behörde vorliegenden 
Gutachten und Unterlagen sowie den eingelangten Stellungnahmen und unter 
Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 24f, eine zusammenfassende 
Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 24c Abs. 6 und Abs. 7 
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Maßgabe, dass an Stelle eines Umweltverträglichkeitsgutachtens eine 
zusammenfassende Bewertung erstellt wird. 

gelten mit der Maßgabe, dass an Stelle eines Umweltverträglichkeitsgutachtens 
eine zusammenfassende Bewertung erstellt wird. 

Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung 

Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung 

§ 24e. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden 
Behörden, dem Umweltanwalt, dem Standortanwalt, dem wasserwirtschaftlichen 
Planungsorgan und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit 
und Tourismus sind das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die 
zusammenfassende Bewertung unverzüglich zu übermitteln. 

§ 24e. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden 
Behörden, dem Umweltanwalt, dem Standortanwalt, dem wasserwirtschaftlichen 
Planungsorgan und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie sind das 
Umweltverträglichkeitsgutachten oder die zusammenfassende Bewertung 
unverzüglich zu übermitteln. 

(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 24c) ist unverzüglich bei der 
Behörde und in der Standortgemeinde mindestens vier Wochen lang zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. Diese Auflage ist in geeigneter Form 
kundzumachen. § 9 Abs. 2 und § 44b Abs. 2 zweiter bis vierter Satz AVG sind 
anzuwenden. 

(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 24c) oder die zusammenfassende 
Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 24d) ist  unverzüglich bei der Behörde und 
in der Standortgemeinde mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen. Diese Auflage ist in geeigneter Form kundzumachen. § 9 Abs. 2 und 
§ 44b Abs. 2 zweiter bis vierter Satz AVG sind anzuwenden. 

Entscheidung Entscheidung 

§ 24f. (1) Genehmigungen (Abs. 6) dürfen nur erteilt werden, wenn im 
Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu den anzuwendenden 
Verwaltungsvorschriften zusätzlich nachstehende Voraussetzungen erfüllt sind: 

§ 24f. (1) Genehmigungen (Abs. 6) dürfen nur erteilt werden, wenn im 
Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu den anzuwendenden 
Verwaltungsvorschriften zusätzlich nachstehende Voraussetzungen erfüllt sind: 

 1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu 
begrenzen, 

 1. Emissionen von Schadstoffen, einschließlich der Treibhausgase  
Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), 
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW), perfluorierte 
Kohlenwasserstoffe (P-FKW), Schwefelhexafluorid (SF6) und 
Stickstofftrifluorid (NF3), sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen, 

 2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu 
halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

 2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu 
halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

 a) bis c) ...  a) bis c) ... 

 3. ...  3. ... 

 Der Entscheidung sind die vom Vorhaben voraussichtlich ausgehenden 
Auswirkungen zugrunde zu legen. 

(1a) und (2) ... (1a) und (2) ... 

(3) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere 
Umweltverträglichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder 

(3) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere 
Umweltverträglichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder 
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zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der 
Stellungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer 
allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in der Entscheidung zu berücksichtigen. 
Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen, insbesondere auch für 
Überwachungsmaßnahmen für erhebliche nachteilige Auswirkungen, Mess- und 
Berichtspflichten, ist zu einem hohen Schutzniveau für die Umwelt in ihrer 
Gesamtheit beizutragen. Die Überwachungsmaßnahmen sind nach Art, Standort 
und Umfang des Vorhabens sowie Ausmaß seiner Auswirkungen auf die Umwelt 
angemessen festzulegen, die aufgrund der mitanzuwendenden 
Verwaltungsvorschriften notwendigen Maßnahmen sind hierbei zu 
berücksichtigen. 

zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der 
Stellungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer 
allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in der Entscheidung zu berücksichtigen. 
Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen, insbesondere auch für 
Überwachungsmaßnahmen für erhebliche nachteilige Auswirkungen, Mess- und 
Berichtspflichten, ist zu einem hohen Schutzniveau für die Umwelt in ihrer 
Gesamtheit beizutragen. Die Überwachungsmaßnahmen sind nach Art, Standort 
und Umfang des Vorhabens sowie Ausmaß seiner Auswirkungen auf die Umwelt 
angemessen festzulegen, die aufgrund der mitanzuwendenden 
Verwaltungsvorschriften notwendigen Maßnahmen sind hierbei zu 
berücksichtigen.  

(4) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine 
Auswirkungen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder 
Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere 
des Umweltschutzes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die 
durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein 
erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. Im 
Rahmen dieser Abwägung sind auch relevante Interessen der Materiengesetze oder 
des Gemeinschaftsrechts, die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, zu 
bewerten.  

(4) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine 
Auswirkungen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder 
Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere 
des Umweltschutzes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die 
durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein 
erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. Bei 
Vorhaben der Energiewende darf eine Abweisung nicht ausschließlich aufgrund 
von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes erfolgen, wenn dies im Rahmen 
einer strategischen Prüfung Verkehr geprüft wurde. Im Rahmen dieser Abwägung 
sind auch relevante Interessen der Materiengesetze oder des Gemeinschaftsrechts, 
die für die Realisierung des Vorhabens sprechen, zu bewerten. Dabei gelten 
Vorhaben der Energiewende als in hohem öffentlichen Interesse.  

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 

(8) In den Genehmigungsverfahren nach Abs. 6 haben die nach den 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften und die vom jeweiligen 
Verfahrensgegenstand betroffenen Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 Parteistellung. 
Die im § 19 Abs. 1 Z 3 bis 6 angeführten Personen haben Parteistellung nach 
Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren wahrzunehmen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof, Bürgerinitiativen auch Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof zu erheben. Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 7 und § 19 
Abs. 11 haben Parteistellung nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die 

(8) In den Genehmigungsverfahren nach Abs. 6 haben die nach den 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften und die vom jeweiligen 
Verfahrensgegenstand betroffenen Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 Parteistellung. 
Die im § 19 Abs. 1 Z 3 bis 6 angeführten Personen haben Parteistellung nach 
Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren wahrzunehmen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof, Bürgerinitiativen auch Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof zu erheben. Personen gemäß § 19 Abs. 1 Z 7 und § 19 
Abs. 11 haben Parteistellung nach Maßgabe des § 19 mit der Berechtigung, die 
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Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren wahrzunehmen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Der Standortanwalt gemäß § 19 Abs.1 Z 8 hat 
Parteistellung, um die Einhaltung von Vorschriften über öffentliche Interessen, die 
für die Verwirklichung des Vorhabens sprechen, geltend zu machen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
im vereinfachten Verfahren durchgeführt, so können Bürgerinitiativen gemäß § 19 
Abs. 4 an den Verfahren als Beteiligte mit dem Recht auf Akteneinsicht teilnehmen. 

Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren wahrzunehmen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Der Standortanwalt gemäß § 19 Abs.1 Z 8 hat 
Parteistellung, um die Einhaltung von Vorschriften über öffentliche Interessen, die 
für die Verwirklichung des Vorhabens sprechen, geltend zu machen und 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben.  

(9) bis (11) ... (9) bis (11) ... 

(12) Im Verfahren nach § 24 Abs. 1 und 3 sind weiters anzuwenden: § 18a 
(Abschnittsgenehmigungen) mit der Maßgabe, dass für jede einzelne 
Abschnittsgenehmigung Abs. 1 bis 11, Abs. 13 und 14 sowie in Verfahren nach § 
24 Abs. 1 auch § 16 Abs. 1 und 2 gilt; § 23 (Kontrollen und Duldungspflichten). 

(12) Im Verfahren nach § 24 Abs. 1 und 3 sind weiters anzuwenden: § 17 
Abs. 4 vierter und fünfter Satz (Vorratsflächen); § 18a (Abschnittsgenehmigungen) 
mit der Maßgabe, dass für jede einzelne Abschnittsgenehmigung Abs. 1 bis 11, 
Abs. 13 und 14 sowie in Verfahren nach § 24 Abs. 1 auch § 16 Abs. 1 und 2 gilt; § 
23 (Kontrollen und Duldungspflichten). 

(13) Genehmigungsbescheide nach Abs. 6 sind jedenfalls bei der 
bescheiderlassenden Behörde und in der Standortgemeinde mindestens acht 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Sie haben die Entscheidungsgründe 
sowie Angaben über die Beteiligung der Öffentlichkeit und eine Beschreibung der 
wichtigsten Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen 
vermieden, verringert und überwacht sowie, soweit möglich, ausgeglichen werden, 
zu enthalten. Die Auflage ist in geeigneter Form, jedenfalls auch im Internet 
kundzumachen. Mit Ablauf von zwei Wochen nach dieser Kundmachung gilt der 
Bescheid auch gegenüber jenen Personen als zugestellt, die sich am UVP-
Verfahren nicht oder nicht rechtzeitig (§§ 42, 44a iVm 44b AVG) beteiligt und 
deshalb keine Parteistellung erlangt haben. Ab dem Tag der Kundmachung im 
Internet ist solchen Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen ein 
Beschwerderecht zukommt, Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(13) Genehmigungsbescheide nach Abs. 6 sind jedenfalls bei der 
bescheiderlassenden Behörde und in der Standortgemeinde mindestens acht 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Sie haben die Entscheidungsgründe 
sowie Angaben über die Beteiligung der Öffentlichkeit und eine Beschreibung der 
wichtigsten Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen 
vermieden, verringert und überwacht sowie, soweit möglich, ausgeglichen werden, 
zu enthalten. Die Auflage ist in geeigneter Form, jedenfalls auch im Internet 
kundzumachen. Mit Ablauf von zwei Wochen nach dieser Kundmachung gilt der 
Bescheid auch gegenüber jenen Personen als zugestellt, die sich am UVP-
Verfahren nicht oder nicht rechtzeitig (§§ 9 und 9a dieses Bundesgesetzes bzw. 
§§ 44a iVm 44b AVG) beteiligt und deshalb die Parteistellung verloren haben. Ab 
dem Tag der Kundmachung im Internet ist solchen Personen, die glaubhaft 
machen, dass ihnen ein Beschwerderecht zukommt, Einsicht in den 
Verwaltungsakt zu gewähren. 

(14) und (15)… (14) und (15)… 

Änderung vor Zuständigkeitsübergang Änderung vor Zuständigkeitsübergang 

§ 24g. (1) Änderungen einer gemäß § 24f erteilten Genehmigung (§ 24f Abs. 
6) sind vor dem in § 24h Abs. 3 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der 
Genehmigungsvoraussetzungen des § 24f zulässig, wenn 

§ 24g. (1) Änderungen einer gemäß § 24f erteilten Genehmigung (§ 24f Abs. 
6) sind vor dem in § 24h Abs. 3 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der 
Genehmigungsvoraussetzungen des § 24f zulässig, wenn 
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 1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 24f 
Abs. 1 bis 5 nicht widersprechen und 

 1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 24f 
Abs. 1 bis 5 nicht widersprechen und 

 2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit 
hatten, ihre Interessen wahrzunehmen. 

 2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit 
hatten, ihre Interessen wahrzunehmen. 

Die Behörde hat dabei notwendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens 
zu vorzunehmen. 

Die Behörde hat dabei notwendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens 
vorzunehmen. Die Bestimmungen über die Auflage und Kundmachung des § 24f 
Abs. 13 Satz 3 bis 5 gelten sinngemäß. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Fertigstellung, Zuständigkeitsübergang, Kontrollen Fertigstellung, Zuständigkeitsübergang, Kontrollen 

§ 24h. (1) bis (4) ... § 24h. (1) bis (4) ... 

(5) Die Behörde gemäß § 24 Abs. 1 hat gemeinsam mit den mitwirkenden 
Behörden das Vorhaben frühestens drei Jahre, spätestens fünf Jahre nach 
Verkehrsfreigabe daraufhin zu überprüfen, ob die Genehmigungsbescheide 
eingehalten werden und ob die Annahmen und Prognosen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung mit den tatsächlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt übereinstimmen. Die Ergebnisse der Nachkontrolle 
sind den mitwirkenden Behörden und dem Bundesminister/der Bundesministerin 
für Nachhaltigkeit und Tourismus zu übermitteln. 

(5) Die Behörde gemäß § 24 Abs. 1 hat gemeinsam mit den mitwirkenden 
Behörden das Vorhaben frühestens drei Jahre, spätestens fünf Jahre nach 
Verkehrsfreigabe daraufhin zu überprüfen, ob die Genehmigungsbescheide 
eingehalten werden und ob die Annahmen und Prognosen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung mit den tatsächlichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt übereinstimmen. Die Ergebnisse der Nachkontrolle 
sind den mitwirkenden Behörden und dem Bundesminister/der Bundesministerin 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zu 
übermitteln. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 

4. ABSCHNITT 4. ABSCHNITT 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR 
WASSERWIRTSCHAFTLICH BEDEUTSAME VORHABEN 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR 
WASSERWIRTSCHAFTLICH BEDEUTSAME VORHABEN 

§ 24i. Hinsichtlich der in den Ziffern 25 und 30 bis 42 des Anhanges 1 
genannten Vorhaben kann der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und 
Tourismus mit Verordnung Bestimmungen über die bei der Durchführung der 
Einzelfallprüfung zu berücksichtigenden wasserwirtschaftlich relevanten Kriterien 
(insbesondere §§ 12, 12a, 13 und 105 WRG 1959) erlassen. 

§ 24i. Hinsichtlich der in den Ziffern 12 lit. c und e, 25 und 30 bis 42 des 
Anhanges 1 genannten Vorhaben kann der/die Bundesminister/in für Land- und 
Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft mit Verordnung Bestimmungen 
über die bei der Durchführung der Einzelfallprüfung zu berücksichtigenden 
wasserwirtschaftlich relevanten Kriterien (insbesondere §§ 12, 12a, 13 und 105 
WRG 1959) erlassen. 

§ 24k. (1) und (2) ... § 24k. (1) und (2) ... 
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(3) Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus kann mit 
Verordnung nähere Bestimmungen über den Inhalt und die Form von 
Bewilligungsbescheiden anordnen. Sofern hinsichtlich der in den Ziffern 25 und 
30 bis 42 des Anhanges 1 genannten Vorhaben gemäß § 111 Abs. 5 WRG 1959 
nähere Bestimmungen über den Inhalt und die Form von Bewilligungsbescheiden 
getroffen werden, gelten diese als Verordnung im Sinne des vorangegangenen 
Satzes. 

(3) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft kann mit Verordnung nähere Bestimmungen über den Inhalt und 
die Form von Bewilligungsbescheiden anordnen. Sofern hinsichtlich der in den 
Ziffern 12 lit. c und e, 25 und 30 bis 42 des Anhanges 1 genannten Vorhaben gemäß 
§ 111 Abs. 5 WRG 1959 nähere Bestimmungen über den Inhalt und die Form von 
Bewilligungsbescheiden getroffen werden, gelten diese als Verordnung im Sinne 
des vorangegangenen Satzes. 

§ 24l. (1) Der Genehmigungsinhaber hat die wasserwirtschaftliche Aspekte 
betreffenden Daten sowie die Ergebnisse einer ihm bescheidgemäß 
vorgeschriebenen und von ihm durchgeführten Immissionsüberwachung zu 
sammeln, erforderlichenfalls zu bearbeiten und in geeigneter Form der 
Landesregierung, nach Übergang der Zuständigkeit gemäß § 21 dem 
Landeshauptmann zu übermitteln. Durch Verordnung des Bundesministers/der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus wird näher bestimmt, für 
welche Daten dies gilt und in welcher Weise diese Daten zu bearbeiten und zu 
übermitteln sind. 

§ 24l. (1) Der Genehmigungsinhaber hat die wasserwirtschaftliche Aspekte 
betreffenden Daten sowie die Ergebnisse einer ihm bescheidgemäß 
vorgeschriebenen und von ihm durchgeführten Immissionsüberwachung zu 
sammeln, erforderlichenfalls zu bearbeiten und in geeigneter Form der 
Landesregierung, nach Übergang der Zuständigkeit gemäß § 21 dem 
Landeshauptmann zu übermitteln. Durch Verordnung des Bundesministers/der 
Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
wird näher bestimmt, für welche Daten dies gilt und in welcher Weise diese Daten 
zu bearbeiten und zu übermitteln sind. 

(2) Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus kann mit 
Verordnung Einzelheiten über die Art und die Übermittlungsmodalitäten jener 
wasserwirtschaftliche Aspekte betreffenden Daten im Sinne des § 59a WRG 1959 
bestimmen, die die Genehmigungsbehörde dem Landeshauptmann vorzulegen hat. 

(2) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und 
Wasserwirtschaft kann mit Verordnung Einzelheiten über die Art und die 
Übermittlungsmodalitäten jener wasserwirtschaftliche Aspekte betreffenden Daten 
im Sinne des § 59a WRG 1959 bestimmen, die die Genehmigungsbehörde dem 
Landeshauptmann vorzulegen hat. 

5. ABSCHNITT 5. ABSCHNITT 

UMWELTRAT UMWELTRAT 

Einrichtung und Aufgaben Einrichtung und Aufgaben 

§ 25. (1) Beim Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus wird ein 
Umweltrat eingerichtet. 

§ 25. (1) Beim Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie wird ein Umweltrat eingerichtet. 

(2) Der Umweltrat hat folgende Aufgaben: (2) Der Umweltrat hat folgende Aufgaben: 

 1. ...  1. ... 

 2. die Auswirkungen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes oder der 
Bestimmungen über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach anderen 
Bundesgesetzen auf den Umweltschutz zu beobachten und die Ergebnisse 
solcher Beobachtungen dem Bericht des Bundesministers/der 

 2. die Auswirkungen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes oder der 
Bestimmungen über die Umweltverträglichkeitsprüfung nach anderen 
Bundesgesetzen auf den Umweltschutz zu beobachten und die Ergebnisse 
solcher Beobachtungen dem Bericht des Bundesministers/der 
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Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus an den Nationalrat 
gemäß § 44 beizufügen; 

Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie an den Nationalrat gemäß § 44 beizufügen; 

 3. den Bericht des Bundesministers/der Bundesministerin für Nachhaltigkeit 
und Tourismus an den Nationalrat gemäß § 44 durch eine Stellungnahme 
zu ergänzen; 

 3. den Bericht des Bundesministers/der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie an den 
Nationalrat gemäß § 44 durch eine Stellungnahme zu ergänzen; 

 4. bis 6. ...  4. bis 6. ... 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

Zusammensetzung des Umweltrates Zusammensetzung des Umweltrates 

§ 26. (1) Dem Umweltrat gehören an: § 26. (1) Dem Umweltrat gehören an: 

 1. bis 4. ...  1. bis 4. ... 

 5. zwei Vertreter/innen des Bundes, nominiert vom Bundesminister/von der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus und vom 
Bundeskanzler/von der Bundeskanzlerin; 

 5. zwei Vertreter/innen des Bundes, nominiert vom Bundesminister/von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie und vom Bundeskanzler/von der 
Bundeskanzlerin; 

 6. und 7. ...  6. und 7. ... 

(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Vorsitz und Geschäftsführung des Umweltrates Vorsitz und Geschäftsführung des Umweltrates 

§ 27. (1) bis (6) ... § 27. (1) bis (6) ... 

(7) Die Geschäftsführung des Umweltrates obliegt dem Bundesministerium 
für Nachhaltigkeit und Tourismus. Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit 
und Tourismus hat dem Umweltrat nach Anhörung das notwendige Personal zur 
Verfügung zu stellen. 

(7) Die Geschäftsführung des Umweltrates obliegt dem Bundesministerium 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie . Der/die 
Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie hat dem Umweltrat nach Anhörung das notwendige Personal zur 
Verfügung zu stellen. 

(8) ... (8) ... 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 

Besondere Bestimmungen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse Besondere Bestimmungen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse 

Vorantragsabschnitt Vorantragsabschnitt 

§ 31. (1) ... § 31. (1) ... 
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(2) Die Behörde hat die in Abs. 1 genannten Unterlagen der Energie-
Infrastrukturbehörde, den mitwirkenden Behörden, dem Bundesminister/der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus und dem Umweltanwalt zur 
Stellungnahme, ob die Unterlagen reif für den Beginn des Vorantragsabschnitt 
sind, zu übermitteln. Unter Berücksichtigung der eingelangten Stellungnahmen 
teilt die Behörde dem Projektwerber/der Projektwerberin spätestens drei Monate 
nach Antragstellung mit, ob die Unterlagen reif für den Beginn des 
Vorantragsabschnitts sind oder begründet, dass offensichtliche Mängel des 
Vorhabens oder der Unterlagen bestehen, die einen Beginn des 
Vorantragsabschnitts nicht erlauben. 

(2) Die Behörde hat die in Abs. 1 genannten Unterlagen der Energie-
Infrastrukturbehörde, den mitwirkenden Behörden, dem Bundesminister/der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie und dem Umweltanwalt zur Stellungnahme, ob die Unterlagen reif für 
den Beginn des Vorantragsabschnitt sind, zu übermitteln. Unter Berücksichtigung 
der eingelangten Stellungnahmen teilt die Behörde dem Projektwerber/der 
Projektwerberin spätestens drei Monate nach Antragstellung mit, ob die Unterlagen 
reif für den Beginn des Vorantragsabschnitts sind oder begründet, dass 
offensichtliche Mängel des Vorhabens oder der Unterlagen bestehen, die einen 
Beginn des Vorantragsabschnitts nicht erlauben. 

Beteiligung im Vorantragsabschnitt Beteiligung im Vorantragsabschnitt 

§ 32. (1) Im Vorantragsabschnitt ist die Energie-Infrastrukturbehörde 
miteinzubeziehen und die mitwirkenden Behörden, der Bundesminister/die 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus, der Umweltanwalt, die 
Standortgemeinde(n) und gemäß § 19 Abs. 7 anerkannte Umweltorganisationen, 
deren Berechtigungsbereich sich auf das Bundesland des Standortes erstreckt, sind 
zum Vorhaben und den vorgelegten Unterlagen anzuhören und können eine 
Stellungnahme abgeben. Die Unterlagen sind auf der Internetseite der Behörde 
bereitzustellen. 

§ 32. (1) Im Vorantragsabschnitt ist die Energie-Infrastrukturbehörde 
miteinzubeziehen und die mitwirkenden Behörden, der Bundesminister/die 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie, der Umweltanwalt, die Standortgemeinde(n) und gemäß § 19 Abs. 7 
anerkannte Umweltorganisationen, deren Berechtigungsbereich sich auf das 
Bundesland des Standortes erstreckt, sind zum Vorhaben und den vorgelegten 
Unterlagen anzuhören und können eine Stellungnahme abgeben. Die Unterlagen 
sind auf der Internetseite der Behörde bereitzustellen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Zeitplan, Mitteilung Zeitplan, Mitteilung 

§ 33. (1) ... § 33. (1) ... 

(2) Spätestens sechs Monate nach dem Antrag gemäß § 31 Abs. 1 legt die 
Behörde in Zusammenarbeit mit der Energie-Infrastrukturbehörde, den 
mitwirkenden Behörden, dem Bundesminister/der Bundesministerin für 
Nachhaltigkeit und Tourismus unter Berücksichtigung der eingelangten 
Stellungnahmen und der Ergebnisse der öffentlichen Erörterung, die Unterlagen 
und den Detailierungsgrad der Informationen fest, die vom Projektwerber/der 
Projektwerberin für die Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 5) 
voraussichtlich benötigt werden und teilt mit, welche Aspekte bei der Ausarbeitung 
des Detailprojekts zu beachten sind. 

(2) Spätestens sechs Monate nach dem Antrag gemäß § 31 Abs. 1 legt die 
Behörde in Zusammenarbeit mit der Energie-Infrastrukturbehörde, den 
mitwirkenden Behörden, dem Bundesminister/der Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie unter 
Berücksichtigung der eingelangten Stellungnahmen und der Ergebnisse der 
öffentlichen Erörterung, die Unterlagen und den Detailierungsgrad der 
Informationen fest, die vom Projektwerber/der Projektwerberin für die Einleitung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 5) voraussichtlich benötigt werden und teilt 
mit, welche Aspekte bei der Ausarbeitung des Detailprojekts zu beachten sind. 
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7. ABSCHNITT 7. ABSCHNITT 

GEMEINSAME BESTIMMUNG GEMEINSAME BESTIMMUNG 

Rechtsmittelverfahren Rechtsmittelverfahren 

§ 40. (1) Über Beschwerden in Angelegenheiten nach diesem Bundesgesetz 
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht. Dies gilt nicht in Verfahren nach § 45. 
Werden in einer Beschwerde Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so 
sind diese nur zulässig, wenn in der Beschwerde begründet wird, warum sie nicht 
bereits während der Einwendungsfrist im Verwaltungsverfahren geltend gemacht 
werden konnten und der Beschwerdeführer oder die Beschwerdeführerin glaubhaft 
macht, dass ihn oder sie am Unterbleiben der Geltendmachung während der 
Einwendungsfrist kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens 
trifft. Wenn dies bei sämtlichen Beschwerdegründen nicht glaubhaft gemacht 
werden kann, ist die Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen, wenn jedoch nur 
teilweise Gründe betroffen sind, ist die Beschwerde in diesen Punkten nicht zu 
behandeln. 

§ 40. (1) Über Beschwerden in Angelegenheiten nach diesem Bundesgesetz 
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht. Dies gilt nicht in Verfahren nach § 45. 
Werden in einer Beschwerde Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, 
sind diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im 
Rechtsmittelverfahren missbräuchlich oder unredlich ist. 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Senate, ausgenommen 
in Verfahren nach § 3 Abs. 7. 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Senate, ausgenommen 
in Verfahren nach § 3 Abs. 7 und § 24 Abs. 5. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

(5) Im Verfahren über Beschwerden gegen Bescheide nach den §§ 17 bis 18b 
sowie 24f und 24g hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls die §§ 3b, 5 Abs. 6 
und 10 Abs. 4 anzuwenden. § 16 Abs. 3 und Abs. 4 sind anzuwenden. 

(5) Im Verfahren über Beschwerden gegen Bescheide nach den §§ 17 bis 18b 
sowie 24f und 24g hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls die §§ 3b, 5 Abs. 6 
und 10 Abs. 4 anzuwenden. § 12 Abs. 7 ist anzuwenden. Das 
Bundesverwaltungsgericht kann außerdem für Konkretisierungen der 
Beschwerden und für sonstige Stellungnahmen und Beweisanträge angemessene 
Fristen setzen mit der Wirkung, dass nach Ablauf dieser Fristen erstattete 
Vorbringen im weiteren Verfahren nicht zu berücksichtigen sind. § 39 Abs. 3 AVG 
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass neue Tatsachen und Beweismittel, sofern 
diese noch zulässigerweise vorgebracht werden können, spätestens in der 
mündlichen Verhandlung vorzubringen sind und der Schluss des 
Ermittlungsverfahrens auch für einzelne Teilbereiche der Sache erklärt werden 
kann. § 39 Abs. 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 AVG sind nicht anzuwenden. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 



  29 von 61 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

UVP-Dokumentation UVP-Dokumentation 

§ 43. (1) Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus hat eine 
UVP-Dokumentation einzurichten, in der die nach diesem Bundesgesetz und nach 
anderen Bundesgesetzen durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen erfasst 
werden. Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus kann sich 
dafür der Umweltbundesamt GmbH bedienen. Soweit möglich ist der wesentliche 
Inhalt der UVP-Dokumentation im Internet zur Verfügung zu stellen. Die 
Dokumentation hat insbesondere die Feststellungsentscheidungen (§§ 3 Abs. 7 und 
24 Abs. 5), die Umweltverträglichkeitserklärung des Projektwerbers/der 
Projektwerberin, die wichtigsten Ergebnisse des 
Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der zusammenfassenden Bewertung, die 
wesentlichen Inhalte und Gründe der Entscheidungen, die Ergebnisse der 
Nachkontrolle sowie Angaben über die jedes Jahr durchgeführten Verfahren zu 
enthalten und einen aktuellen Link auf die Internetseiten der UVP-Behörden, auf 
denen Kundmachungen gemäß §§ 9 Abs. 3, 17 Abs. 7 und 24f Abs. 13 erfolgen. 
Diese Unterlagen sind dem Bundesminister/der Bundesministerin für 
Nachhaltigkeit und Tourismus von den zuständigen Behörden und vom 
Bundesverwaltungsgericht zu übermitteln. 

§ 43. (1) Der/die Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie hat eine UVP-Dokumentation einzurichten, 
in der die nach diesem Bundesgesetz und nach anderen Bundesgesetzen 
durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen erfasst werden. Der/die 
Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie kann sich dafür der Umweltbundesamt GmbH bedienen. Soweit 
möglich ist der wesentliche Inhalt der UVP-Dokumentation im Internet zur 
Verfügung zu stellen. Die Dokumentation hat insbesondere die 
Feststellungsentscheidungen (§§ 3 Abs. 7 und 24 Abs. 5), die 
Umweltverträglichkeitserklärung des Projektwerbers/der Projektwerberin, die 
wichtigsten Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der 
zusammenfassenden Bewertung, die wesentlichen Inhalte und Gründe 
Entscheidungen, die Ergebnisse der Nachkontrolle sowie Angaben über die jedes 
Jahr durchgeführten Verfahren mit Art, Zahl und Verfahrensdauer zu enthalten und 
einen aktuellen Link auf die Internetseiten der UVP-Behörden, auf denen 
Kundmachungen gemäß §§ 9 Abs. 3, 17 Abs. 7 und 24f Abs. 13 erfolgen. Diese 
Unterlagen sind dem Bundesminister/der Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie von den zuständigen 
Behörden und vom Bundesverwaltungsgericht zu übermitteln. 

(2) Die Daten gemäß Abs. 1 dürfen vom Bundesminister/von der 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus und von der 
Umweltbundesamt GmbH ermittelt und automationsunterstützt verarbeitet werden. 
Personenbezogene Daten, die der Geheimhaltung unterliegen, dürfen nur 
übermittelt werden an 

(2) Die Daten gemäß Abs. 1 dürfen vom Bundesminister/von der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie und von der Umweltbundesamt GmbH ermittelt und 
automationsunterstützt verarbeitet werden. Personenbezogene Daten, die der 
Geheimhaltung unterliegen, dürfen nur übermittelt werden an 

 1. und 2. ...  1. und 2. ... 

Bericht an den Nationalrat Bericht an den Nationalrat 

§ 44. Der/die Bundesminister/in für Nachhaltigkeit und Tourismus hat dem 
Nationalrat alle drei Jahre, erstmals 1998, über die Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes und nach anderen Bundesgesetzen durchgeführten 
Umweltverträglichkeitsprüfungen, unbeschadet diesbezüglicher Angaben im 
Gewässerschutzbericht gemäß § 33e WRG 1959, zu berichten. 

§ 44. Der/die Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie hat dem Nationalrat alle drei Jahre, erstmals 1998, 
über die Vollziehung dieses Bundesgesetzes und nach anderen Bundesgesetzen 
durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen, unbeschadet diesbezüglicher 
Angaben im Gewässerschutzbericht gemäß § 33e WRG 1959, zu berichten. 

Inkrafttreten, Außerkraftreten, Übergangsbestimmungen Inkrafttreten, Außerkraftreten, Übergangsbestimmungen 

§ 46. (1) bis (28) ... § 46. (1) bis (28) ... 
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 (29) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. XX/20XX neu gefasste oder 
eingefügte Bestimmungen treten mit Ablauf des XX.XX.20XX in Kraft. Abweichend 
gilt für das Inkrafttreten der näher bezeichneten durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. XX/20XX neu gefassten oder eingefügten Bestimmungen sowie für den 
Übergang zur neuen Rechtslage Folgendes: 

  1. Auf Vorhaben, für die ein Verfahren vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Novelle gemäß §§ 5 oder 24a eingeleitet wurde, sind die 
Änderungen in § 4 Abs. 1 und Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. g, Abs. 2, § 9 Abs. 3 
Z6 und Abs.6, § 12 Abs. 2 und Abs. 3 Z 5, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 3, § 17 
Abs. 2, § 24 Abs. 7, § 24c Abs. 2 und Abs. 3 Z 5, § 24f Abs. 1 Z 1 und Z 2 
und § 40 Abs. 2 sowie die Bestimmungen des § 4a, § 12 Abs. 7, § 14, § 24c 
Abs. 7 nicht anzuwenden. Dies gilt auch für Verfahren, die bei den 
Gerichten oder Gerichtshöfen anhängig sind. 

  2. Bestehende Anlagen zur Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen, in 
denen Abfälle mit der gefahrenrelevanten Eigenschaft HP 14 
„ökotoxisch“ eingesetzt werden und diese bereits von einer Genehmigung 
gemäß § 37 AWG 2002 umfasst sind, gelten, soweit keine Änderungen 
beantragt werden, nicht als Behandlungsanlagen im Sinne der Z 1 des 
Anhanges 1. 

  3. Auf Vorhaben des Anhanges 1, die nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/20XX nicht mehr unter den Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fallen und für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Novelle bereits ein Genehmigungsverfahren nach diesem Bundesgesetz 
anhängig ist, ist dieses Bundesgesetz in seiner bisherigen Fassung 
weiterhin anzuwenden. 

  4. Für jene Vorhaben für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle 
ein nach den Verwaltungsvorschriften erforderliches 
Genehmigungsverfahren anhängig ist, sind die neugefassten oder 
eingefügten Änderungen in den Z des Anhanges 1 sowie die Änderungen 
des § 3 Abs. 4a, Abs. 5 Schlusssatz, Abs. 6 nicht anzuwenden, sofern nicht 
der Projektwerber/die Projektwerberin bei der Landesregierung die 
Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung und des konzentrierten 
Genehmigungsverfahrens beantragt. 
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Vollziehung Vollziehung 

§ 47. (1) Für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit sie dem Bund 
zukommt und die Abs. 2 bis 4 nicht anderes bestimmen, der/die Bundesminister/in 
für Nachhaltigkeit und Tourismus, ansonsten die Landesregierung zuständig. 

§ 47. (1) Für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit sie dem Bund 
zukommt und die Abs. 2 bis 4 nicht anderes bestimmen, der/die Bundesminister/in 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, 
ansonsten die Landesregierung zuständig. 

(2) Für die Vollziehung der §§ 23a bis 24h und des § 45 in Bezug auf diese 
Bestimmungen ist der/die Bundesminister/in für Verkehr, Innovation und 
Technologie zuständig, soweit Genehmigungsverfahren jedoch von anderen 
Behörden durchzuführen sind, die jeweils mit der Vollziehung der darauf 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften betrauten Bundesminister/innen. 

(2) Für die Vollziehung der §§ 23a bis 24h und des § 45 in Bezug auf diese 
Bestimmungen ist der/die Bundesminister/in für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zuständig, soweit Genehmigungsverfahren 
jedoch von anderen Behörden durchzuführen sind, die jeweils mit der Vollziehung 
der darauf anzuwendenden Verwaltungsvorschriften betrauten 
Bundesminister/innen. 

(3) ... (3) ... 

(4) Für die Vollziehung des § 19 Abs. 7 und die Erlassung eines Bescheides 
gemäß Abs. 9 ist der Bundesminister/die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 
Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister/der Bundesministerin für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zuständig. 

(4) Für die Vollziehung des § 19 Abs. 7 und die Erlassung eines Bescheides 
gemäß Abs. 9 ist der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister/der Bundesministerin für Arbeit und Wirtschaft zuständig. 

(5) Für die Vollziehung der Aufgaben der Energie-Infrastrukturbehörde nach 
dem 6. Abschnitt ist der Bundesminister/die Bundesministerin für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort zuständig. 

(5) Für die Vollziehung der Aufgaben der Energie-Infrastrukturbehörde nach 
dem 6. Abschnitt ist der Bundesminister/die Bundesministerin für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zuständig. 

 (6) Für die Vollziehung der §§ 24i bis 24l ist  der Bundesminister/die 
Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
zuständig. 

Anhang 1 Anhang 1 

Der Anhang enthält die gemäß § 3 UVP-pflichtigen Vorhaben. Der Anhang enthält die gemäß § 3 UVP-pflichtigen Vorhaben. 

In Spalte 1 und 2 finden sich jene Vorhaben, die jedenfalls UVP-pflichtig sind und 
einem UVP-Verfahren (Spalte 1) oder einem vereinfachten Verfahren (Spalte 2) 
zu unterziehen sind. Bei in Anhang 1 angeführten Änderungstatbeständen ist ab 
dem angeführten Schwellenwert eine Einzelfallprüfung durchzuführen; sonst gilt 
§ 3a Abs. 2 und 3, außer es wird ausdrücklich nur die „Neuerrichtung“, der 
„Neubau“ oder die „Neuerschließung“ erfasst. 

In Spalte 1 und 2 finden sich jene Vorhaben, die jedenfalls UVP-pflichtig sind und 
einem UVP-Verfahren (Spalte 1) oder einem vereinfachten Verfahren (Spalte 2) 
zu unterziehen sind. Bei in Anhang 1 angeführten Änderungstatbeständen ist ab 
dem angeführten Schwellenwert eine Einzelfallprüfung durchzuführen; sonst gilt 
§ 3a Abs. 2 und 3, außer es wird ausdrücklich nur die „Neuerrichtung“, der 
„Neubau“ oder die „Neuerschließung“ erfasst. 

In Spalte 3 sind jene Vorhaben angeführt, die nur bei Zutreffen besonderer 
Voraussetzungen der UVP-Pflicht unterliegen. Für diese Vorhaben hat ab den 

In Spalte 3 sind jene Vorhaben angeführt, die nur bei Zutreffen besonderer 
Voraussetzungen der UVP-Pflicht unterliegen. Für diese Vorhaben hat ab den 
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angegebenen Mindestschwellen eine Einzelfallprüfung zu erfolgen. Ergibt diese 
Einzelfallprüfung eine UVP-Pflicht, so ist nach dem vereinfachten Verfahren 
vorzugehen. 

angegebenen Mindestschwellen eine Einzelfallprüfung zu erfolgen. Ergibt diese 
Einzelfallprüfung eine UVP-Pflicht, so ist nach dem vereinfachten Verfahren 
vorzugehen. 

Die in der Spalte 3 genannten Kategorien schutzwürdiger Gebiete werden in 
Anhang 2 definiert. Gebiete der Kategorien A, C, D und E sind für die UVP-Pflicht 
eines Vorhabens jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der 
Antragstellung ausgewiesen sind. 

Die in der Spalte 3 genannten Kategorien schutzwürdiger Gebiete werden in 
Anhang 2 definiert. Gebiete der Kategorien A, C, D und E sind für die UVP-Pflicht 
eines Vorhabens jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der 
Antragstellung ausgewiesen sind. 

  
 UVP UVP im vereinfachten Verfahren 

 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

 Abfallwirtschaft   

Z 1 a) und b) ... 

c) sonstige 
Anlagen zur 
Behandlung 
(thermisch, 
chemisch) von 
gefährlichen 
Abfällen; 
ausgenommen 
sind Anlagen zur 
ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 UVP UVP im vereinfachten Verfahren 

 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

 Abfallwirtschaft   

Z 1 a) und b) ... 

c) sonstige 
Anlagen zur 
Behandlung 
(thermisch, 
chemisch) von 
gefährlichen 
Abfällen; 
ausgenommen 
sind Anlagen zur 
ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung; 

d) Änderungen von 
sonstigen 
Anlagen zur 
Behandlung 
(thermisch, 
chemisch) von 
gefährlichen 
Abfällen mit 
einer Kapazität 
von bis zu 
10 000 t/a, wenn 
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Z 2 a) und b) ... 

c) sonstige 
Anlagen zur 
Behandlung 
(thermisch, 
chemisch, 
physikalisch, 
biologisch, 
mechanisch-
biologisch) von 
nicht 
gefährlichen 
Abfällen mit 
einer Kapazität 
von mindestens 
35 000 t/a oder 
100 t/d, 
ausgenommen 
sind Anlagen zur 

d) ... 

e) Anlagen zur 
Aufbereitung 
von 
Baurestmassen 
mit einer 
Kapazität von 
mindestens 
200 000 t/a; 

f) Massenabfall- 
oder 
Reststoffdeponie
n in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
250 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
375 000 m3; 

durch die 
Änderung eine 
Kapazitätsauswe
itung um 
mindestens 
5 000 t/a erfolgt. 
Für Anlagen mit 
einer Kapazität 
von mehr als 
10 000 t/a ist 
§ 3a Abs. 2 Z 2 
anzuwenden. 
Ausgenommen 
sind Anlagen zur 
ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung. 

Z 2 a) und b) ... 

c) sonstige 
Anlagen zur 
Behandlung 
(thermisch, 
chemisch, 
physikalisch, 
biologisch, 
mechanisch-
biologisch) von 
nicht 
gefährlichen 
Abfällen mit 
einer Kapazität 
von mindestens 
35 000 t/a oder 
100 t/d, 
ausgenommen 
sind Anlagen zur 

d) ... 

e) Anlagen zur 
Aufbereitung 
von 
Baurestmassen 
oder von 
Bodenaushub 
mit einer 
Kapazität von 
mindestens 
200 000 t/a, 
ausgenommen 
sind Anlagen zur 
ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung oder 
mechanischen 
Sortierung; 

f) Massenabfall- 
oder 
Reststoffdeponie
n in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
250 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D 
oder E mit einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
375 000 m3; 
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ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung oder 
mechanischen 
Sortierung; 

g) Untertagedepo-
nien für nicht 
gefährliche 
Abfälle in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
250 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
375 000 m3; 

h) Baurestmassen- 
oder 
Inertabfalldeponi
en in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
500 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
750 000 m3. 

ausschließlich 
stofflichen 
Verwertung oder 
mechanischen 
Sortierung 
einschließlich - 
bei Abfällen der 
Untergruppe 
571 
„Ausgehärtete 
Kunststoffabfäll
e“ sowie der 
Schlüssel-
Nummer 91207 
„Leichtfraktion 
aus der 
Verpackungs-
sammlung“ 
gemäß 
Abfallverzeichni
sverordnung, 
BGBl. II 
Nr. 409/2020  in 
der geltenden 
Fassung - der für 
die Sortierung 
erforderlichen 
Vorzerkleinerun
g; 

g) Untertagedepo-
nien für nicht 
gefährliche 
Abfälle in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
250 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D 
oder E mit einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
375 000 m3; 

h) Baurestmassen- 
oder 
Inertabfalldeponi
en in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
500 000 m3, in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D 
oder E mit einem 
Gesamtvolumen 
von mindestens 
750 000 m3. 
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Z 3  a)  Anlagen zur 
Lagerung von Alt-
Kraftfahrzeugen 
einschließlich 
Einrichtungen zum 
Zerteilen mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 10 
000 t, 
b)  Anlagen zur 
Lagerung von 
Eisenschrott und 
Alteisen mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 30 
000 t; 
 

c)  Anlagen zur 
Lagerung von Alt-
Kraftfahrzeugen 
einschließlich 
Einrichtungen zum 
Zerteilen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie C mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 5 000 
t. 
 

Betreffend lit. a, d, f 
und h gilt: Beinhaltet 
ein Vorhaben mehrere 
Deponietypen, so 
werden die 
Prozentsätze der 
jeweils erreichten 
Kapazitäten addiert, 
ab einer Summe von 
100 % ist eine UVP im 
vereinfachten 
Verfahren bzw. eine 
Einzelfallprüfung 
durchzuführen. 

Z 3  a) … 
b) … 
c) Anlagen zur 
Lagerung von 
gefährlichen 
Abfällen mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 20 
000 t; 
d) Anlagen zur 
Lagerung von nicht 
gefährlichen Abfällen 
mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 200 
000 t; 

e) Anlagen zur 
Lagerung von Alt-
Kraftfahrzeugen 
einschließlich 
Einrichtungen zum 
Zerteilen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie C mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 5 000 
t; 
f) Anlagen zur 
Lagerung von 
gefährlichen Abfällen 
in schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie C mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 10 
000 t; 
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Z 4 a) und b) …  c) thermische 
Kraftwerke oder 
andere 
Feuerungsanlagen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D mit einer 
Brennstoffwärmeleist
ung von mindestens 
100 MW. 
 
Bei Z 4 sind § 3 Abs. 
2 und § 3a Abs. 6 mit 
der Maßgabe 
anzuwenden, dass bei 
Vorhaben der lit. a) 
andere Vorhaben mit 
bis zu 2 MW, bei 
Vorhaben der lit. c) 
andere Vorhaben mit 
bis zu 1 MW 
unberücksichtigt 
bleiben. 
 
 

g) Anlagen zur 
Lagerung von nicht 
gefährlichen Abfällen 
in schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie C mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 100 
000 t. 

   c) thermische 
Kraftwerke oder 
andere 
Feuerungsanlagen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie D mit einer 
Brennstoffwärmeleist
ung von mindestens 
100 MW; 
d) von lit. a und lit. c 
nicht erfasste 
Anlagen zur 
Erzeugung von 
Warmwasser in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie E mit einer 
thermischen Leistung 
von mindestens 200 
MW.  
 
Bei Z 4 sind § 3 Abs 
2 und § 3a Abs 6 mit 
der Maßgabe 
anzuwenden, dass bei 
Vorhaben der lit a 
andere Vorhaben mit 
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 Umgang mit 
radioaktiven Stoffen 

  

Z 7 a) Anlagen zur 
Herstellung oder 
Anreicherung 
von 
Kernbrennstoffe
n oder zur 
Wiederaufbereit
ung, 
Aufarbeitung 
oder Beseitigung 
von bestrahlten 
Kernbrennstoffe
n; 

b) Anlagen zur 
Aufarbeitung 
oder 
Endlagerung 
von 

  

bis zu 2 MW, bei 
Vorhaben der lit c 
andere Vorhaben mit 
bis zu 1 MW 
unberücksichtigt 
bleiben und bei 
Vorhaben der lit. d 
für die Beurteilung 
des räumlichen 
Zusammenhangs auf 
die obertägigen 
Anlagen abzustellen 
ist. 

 Tätigkeiten mit 
radioaktiven Stoffen 

  

Z 7 a)  Kerntechnische 
Anlagen gemäß 
§ 3 Z 34 
Strahlenschutzg
esetz 2020, 
BGBl. I 
Nr. 50/2020, 
sofern nicht Z 5 
anzuwenden ist; 

b) Anlagen zur 
Entsorgung (§ 3 
Z 18 StrSchG 
2020) 
hochradioaktive
r Abfälle; 

c) ... 

d) Anlagen mit 
dem 
ausschließlichen 
Zweck der für 
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hochradioaktive
n Abfällen; 

c) ... 

d) Anlagen mit dem 
ausschließlichen 
Zweck der für 
mehr als zehn 
Jahre geplanten 
Lagerung 
bestrahlter 
Kernbrennstoffe 
oder radioaktiver 
Abfälle an einem 
anderen als dem 
Produktionsort 
(ausgenommen 
Lagerung von 
Abfällen von 
radioaktiven 
Stoffen 
natürlichen 
Ursprungs wie 
zB Granit). 

[...] 

 Infrastrukturprojek
te 

 

 

 

Z 9 a) Neubau von 
Schnellstraßen 
oder ihrer 
Teilabschnitte, 
… 

  

Z 10 a) bis c) ... d) ... e) bis g) ... 

h) Änderung von 
Eisenbahnstreck

mehr als zehn 
Jahre geplanten 
Lagerung 
abgebrannter 
Brennelemente 
(§ 3 Z 1 StrSchG 
2020) oder 
radioaktiver 
Abfälle (§ 3 Z 54 
StrSchG 2020) 
an einem 
anderen als dem 
Produktionsort 
(ausgenommen 
Lagerung von 
Abfällen von 
radioaktiven 
Stoffen 
natürlichen 
Ursprungs wie 
zB Granit). 

[...] 

 

 

 Infrastrukturprojek
te 

  

Z 9 a) Neubau von 
Schnellstraßen1) 
oder ihrer 
Teilabschnitte, 
… 

  

Z 
10 

a) bis c) ... d) ... e) bis g) ... 

h) Änderung von 
Eisenbahnstreck
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en oder ihrer 
Teilabschnitte 
mit einem 
Verkehrsaufkom
men (vor oder 
nach der 
Kapazitätserhöh
ung) von 
mindestens 
60 000 
Zügen/Jahr durch 
Erhöhung der 
Zugkapazität um 
mindestens 25%, 
wenn ein 
schutzwürdiges 
Gebiet der 
Kategorie E 
berührt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausgenommen von 
lit. e bis h sind 
Straßenbahnen, 

en oder ihrer 
Teilabschnitte 
mit einem 
Verkehrsaufkom
men (vor oder 
nach der 
Kapazitätserhöh
ung) von 
mindestens 
60 000 
Zügen/Jahr 
durch Erhöhung 
der Zugkapazität 
um mindestens 
25%, wenn ein 
schutzwürdiges 
Gebiet der 
Kategorie E 
berührt wird; 

i) Neubau von 
Seilbahnen zur 
Personenbeförde
rung außerhalb 
von Schigebieten 
mit einer 
schrägen Länge 
von mindestens 
3 km, wenn ein 
schutzwürdiges 
Gebiet der 
Kategorien A 
oder B berührt 
wird. 

Ausgenommen von 
lit. e bis i sind 
Straßenbahnen, 
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Stadtschnellbahnen in 
Hochlage, 
Untergrundbahnen, 
Hängebahnen und 
ähnliche Bahnen 
besonderer Bauart, die 
ausschließlich oder 
vorwiegend der 
Personenbeförderung 
dienen, innerhalb 
geschlossener 
Siedlungsgebiete, 
sowie 
Anschlussbahnen; 
ausgenommen ist 
auch die Berührung 
von schutzwürdigen 
Gebieten 
ausschließlich durch 
Schutzbauten zur 
Beseitigung von 
Gefahrenbereichen 
oder durch auf Grund 
von 
Katastrophenfällen 
bedingte 
Umlegungen. 

Bei lit. c, f, g und h ist 
§ 3a Abs. 5 nicht 
anzuwenden. Von 
Z 10 sind 
Hochleistungsstrecke
n (§ 23b) nicht erfasst. 

 

Z 12 a) Neuerschließung 
oder Änderung 

 c) Erschließung von 
Schigebieten1a) 

Stadtschnellbahnen in 
Hochlage, 
Untergrundbahnen, 
Seilbahnen, 
Hängebahnen und 
ähnliche Bahnen 
besonderer Bauart, die 
ausschließlich oder 
vorwiegend der 
Personenbeförderung 
dienen, innerhalb 
geschlossener 
Siedlungsgebiete, 
sowie 
Anschlussbahnen; 
ausgenommen ist 
auch die Berührung 
von schutzwürdigen 
Gebieten 
ausschließlich durch 
Schutzbauten zur 
Beseitigung von 
Gefahrenbereichen 
oder durch auf Grund 
von 
Katastrophenfällen 
bedingte 
Umlegungen. 

Bei lit. c, f, g und h ist 
§ 3a Abs. 5 nicht 
anzuwenden. Von 
Z 10 sind 
Hochleistungsstrecke
n (§ 23b) nicht erfasst. 

Z 
12 

a) Neuerschließung 
oder Änderung 

 d) Erschließung 
von 
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(Erweiterung) 
von 
Gletscherschige
bieten, wenn 
damit eine 
Flächeninanspru
chnahme durch 
Pistenneubau 
oder durch 
Lifttrassen 
verbunden ist; 

b) Erschließung 
von 
Schigebieten1a) 
durch Errichtung 
von 
Seilförderanlage
n zur 
Personenbeförde
rung oder 
Schleppliften 
oder Errichtung 
von Pisten, wenn 
damit eine 
Flächeninanspru
chnahme mit 
Geländeveränder
ung durch 
Pistenneubau 
oder durch 
Lifttrassen von 
mindestens 
20 ha verbunden 
ist; 

durch Errichtung 
von 
Seilförderanlage
n zur 
Personenbeförde
rung oder 
Schleppliften 
oder Errichtung 
von Pisten in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A, 
wenn damit eine 
Flächeninanspru
chnahme mit 
Geländeveränder
ung durch 
Pistenneubau 
oder durch 
Lifttrassen von 
mindestens 10 ha 
verbunden ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Erweiterung) 
von 
Gletscherschige
bieten, wenn 
damit eine 
Flächeninanspru
chnahme durch 
Pistenneubau, 
Lifttrassen oder 
Beschneiungsanl
agen 
(einschließlich 
Speicherteiche) 
verbunden ist; 

b) Erschließung 
von 
Schigebieten1a) 
durch Errichtung 
von 
Seilförderanlage
n zur 
Personenbeförde
rung oder 
Schleppliften 
oder Errichtung 
von Pisten oder 
von 
Beschneiungsanl
agen 
(einschließlich 
Speicherteiche), 
wenn damit eine 
Flächeninanspru
chnahme mit 
Geländeverände
rung von 

Schigebieten1a) 
durch Errichtung 
von 
Seilförderanlage
n zur 
Personenbeförde
rung oder 
Schleppliften 
oder Errichtung 
von Pisten oder 
von 
Beschneiungsanl
agen 
(einschließlich 
Speicherteiche) 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A, 
wenn damit eine 
Flächeninanspru
chnahme mit 
Geländeveränder
ung von 
mindestens 10 ha 
verbunden ist; 

e) Neuerrichtung 
von 
Speicherteichen 
für 
Beschneiungszw
ecke in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einem Volumen 
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Bei Z 12 sind § 3 
Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
Summe der 
Kapazitäten, die 
innerhalb der letzten 
5 Jahre genehmigt 
wurden, 
einschließlich der 
beantragten 
Kapazitätsausweitung 
heranzuziehen ist. 
 
 
 
 

Z 13 a) bis b)…  c) bis d)… 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

mindestens 
20 ha verbunden 
ist; 

c) Neuerrichtung 
von 
Speicherteichen 
für 
Beschneiungszw
ecke mit einem 
Volumen von 
mindestens 
275 000 m3; 

von mindestens 
125 000 m3. 

Bei Z 12 sind § 3 
Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
Summe der 
Kapazitäten, die 
innerhalb der letzten 
5 Jahre genehmigt 
wurden, 
einschließlich der 
beantragten 
Kapazitätsausweitung 
heranzuziehen ist. 
Ausgenommen von 
Z 12 sind 
Maßnahmen zur 
Instandhaltung. 

Z 
13 

a) bis b)…  c) bis d)…; 

e) Rohrleitungen für 
den Transport 
von Warmwasser 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder C mit einem 
Innendurchmess
er von 
mindestens 1000 
mm und einer 
Trassenlänge 
von mindestens 
70 km. 
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Berechnungsgrundlag
e für Änderungen 
(§ 3a Abs. 2 und 
3) der lit. a bis d 
ist die 
Leitungslänge; Z 
13 erfasst auch 
Verdichterstation
en. 

 

 

 

 

 

Z 14 a) bis e) ...  f) bis i) ... 

j) Neubau von 
Flugplätzen1b) für 
Hubschrauber in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder E, 
ausgenommen 
Segelflugfelder 
und Flugplätze1b) 

für 
Hubschrauber, 
die überwiegend 
Rettungs- und 
Ambulanzflügen 
im Sinne des § 2 
der ZARV 1985, 

Berechnungsgrundlag
e für Änderungen (§ 
3a Abs. 2 und 3) der 
lit. a bis d ist die 
Leitungslänge und für 
Änderungen (§ 3a 
Abs. 2 und 3) der lit. e 
die Trassenlänge der 
unmittelbar 
angrenzenden, noch 
nicht oder in den 
letzten 10 Jahren in 
Betrieb genommenen 
Rohrleitungen; Z 13 
erfasst auch 
Verdichterstationen. 

 

Z 
14 

a) bis e) ...  f) bis i) ... 

j) Neubau von 
Flugplätzen1b) für 
Hubschrauber, 
ausgenommen 
Segelflugfelder 
und Flugplätze1b) 

für 
Hubschrauber, 
die überwiegend 
Rettungs- und 
Ambulanzflügen 
im Sinne des § 2 
der ZARV 1985, 
Einsätzen der 
Sicherheitsverwa
ltung, der 
Erfüllung von 
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Einsätzen der 
Sicherheitsverwa
ltung, der 
Erfüllung von 
Aufgaben der 
Landesverteidigu
ng oder der 
Verkehrsüberwa
chung mit 
Hubschraubern 
dienen. 

 
Von lit. b, c, f und g 
ausgenommen ist die 
Errichtung von Pisten 
für Zwecke der 
Militärluftfahrt aus 
Anlass eines 
Einsatzes des 
Bundesheeres gemäß 
§ 2 Abs. 1 des 
Wehrgesetzes 2001 
(WG 2001), BGBl. I 
Nr. 146. 
Von lit. b, c, e, f, g 
und i ausgenommen 
ist die Errichtung und 
Verlängerung von 
Pisten sowie sonstige 
Änderungen von 
Flugplätzen1b), die im 
überwiegenden 
Ausmaß für Zwecke 
der Militärluftfahrt 
genützt werden. 
Von lit. c und g 
ausgenommen sind 

Aufgaben der 
Landesverteidig
ung oder der 
Verkehrsüberwa
chung mit 
Hubschraubern 
dienen, nach 
Durchführung 
einer 
Einzelfallprüfun
g gemäß § 3 
Abs. 4a. 

Von lit. b, c, f und g 
ausgenommen ist die 
Errichtung von Pisten 
für Zwecke der 
Militärluftfahrt aus 
Anlass eines 
Einsatzes des 
Bundesheeres gemäß 
§ 2 Abs. 1 des 
Wehrgesetzes 2001 
(WG 2001), BGBl. I 
Nr. 146. 
Von lit. b, c, e, f, g 
und i ausgenommen 
ist die Errichtung und 
Verlängerung von 
Pisten sowie sonstige 
Änderungen von 
Flugplätzen1b), die im 
überwiegenden 
Ausmaß für Zwecke 
der Militärluftfahrt 
genützt werden. 
Von lit. c und g 
ausgenommen sind 
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weiters Vorhaben, die 
ausschließlich der 
Erhöhung der 
Flugsicherheit dienen. 

Z 18  a) Industrie- oder 
Gewerbeparks3) 
mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 
50 ha; 

b)
 Städtebauvor
haben3a) mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 15 ha 
und einer 
Bruttogeschoßflä
che von mehr als 
150 000 m2; 

c) Industrie- oder 
Gewerbeparks3) 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder D mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 
25 ha. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

weiters Vorhaben, die 
ausschließlich der 
Erhöhung der 
Flugsicherheit dienen. 

Z 
18 

 a) Industrie- oder 
Gewerbeparks3) 
mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 
25 ha; 

b) Neuerschließung 
für 
Städtebauvorhab
en mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 15 ha 
und einer 
Bruttogeschoßflä
che von mehr als 
150 000 m2; 

c) Industrie- oder 
Gewerbeparks3) 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder D mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 10 
ha; 

d) Neuerschließung 
für 
Städtebauvorhab
en mit einer 
Flächeninan-
spruchnahme 
von mindestens 
3,75 ha und einer 
Bruttogeschoß-
fläche von mehr 
als 37 500 m2 
nach 
Durchführung 
einer 
Einzelfallprüfun
g gemäß § 3 
Abs. 4a; 

e) Bauvorhaben in 
UNESCO-
Welterbestätten 
(Kernzone) mit 
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Bei lit. b ist § 3 
Abs. 2 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
Summe der 
Kapazitäten, die 
innerhalb der letzten 
5 Jahre genehmigt 
wurden, 

einer 
Gesamthöhe3a) 
von mindestens 
35 m und einer 
Bruttogeschoß-
fläche von 
mindestens 
10 000 m2, 
darunter sind 
auch Umbauten 
erfasst, sofern 
diese in einer 
Höhe von 
mindestens 35 m 
und mit einer 
neuen 
Bruttogeschoßflä
che von 
mindestens 
5 000 m2 
erfolgen; 

f) Neuerrichtung 
von Industrie- 
oder 
Gewerbeparks3) 
mit einer 
Inanspruchnahm
e von 
unversiegelten 
Flächen von 
mindestens 10 ha 
nach 
Durchführung 
einer   
Einzelfallprüfun
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einschließlich der 
beantragten 
Kapazität bzw. 
Kapazitätsausweitung 
heranzuziehen ist. 
 

Z 19  a)
 Einkaufszent
ren4) mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 10 ha 
oder mindestens 
1 000 
Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge; 

b)
 Einkaufszent
ren4) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder D mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 5 ha 
oder mindestens 
500 Stellplätzen 
für 
Kraftfahrzeuge. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

g gemäß § 3 
Abs. 4a. 

Bei lit. b, d, e und f ist 
§ 3 Abs. 2 nicht 
anzuwenden. 
 

Z 
19 

 a)
 Einkaufszent
ren4) mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 10 ha 
oder mindestens 
1 000 
Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge; 

b)  Logistikzentren4.1) 
mit einer 
Flächeninan-
spruchnahme 
von mindestens 
10 ha; 

c)
 Einkaufszent
ren4) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder D mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 5 ha 
oder mindestens 
500 Stellplätzen 
für 
Kraftfahrzeuge; 

d) Neuerrichtung 
von 
Einkaufszentren4

) mit einer 
Inanspruchnahm
e von 
unversiegelten 
Flächen von 
mindestens 5 ha 
nach 
Durchführung 
einer 
Einzelfallprüfun
g gemäß § 3 
Abs. 4a; 
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Bei lit. a und b ist § 3a 
Abs. 5 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
beantragte Änderung 
eine 
Kapazitätsausweitung 
von 25% des 
Schwellenwertes 
nicht erreichen muss. 

Bei Z 19 sind § 3 
Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 mit der 

e )Logistikzentren4.1) 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A, D 
oder E mit einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 5 ha; 

f) Neuerrichtung 
von  
Logistikzentren4.

1) mit einer 
Inanspruchnahm
e von 
unversiegelten 
Flächen von 
mindestens 5 ha 
nach 
Durchführung 
einer 
Einzelfallprüfun
g gemäß § 3 
Abs. 4a. 

Bei lit. d und f ist § 3 
Abs. 2 nicht 
anzuwenden. Bei lit. a 
und c ist § 3a Abs. 5 
mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
beantragte Änderung 
eine 
Kapazitätsausweitung 
von 25% des 
Schwellenwertes 
nicht erreichen muss. 
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Maßgabe 
anzuwenden, dass bei 
Vorhaben der lit. a 
andere Vorhaben mit 
bis zu 50 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge, 
bei Vorhaben der lit. b 
andere Vorhaben mit 
bis zu 25 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge 
unberücksichtigt 
bleiben. 

Z 20  a)
 Beherbergun
gsbetriebe, wie 
Hotels oder 
Feriendörfer, 
samt 
Nebeneinrichtun
gen mit einer 
Bettenzahl von 
mindestens 500 
Betten oder einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 5 ha, 
außerhalb 
geschlossener 
Siedlungsgebiete
; 

b)
 Beherbergun
gsbetriebe, wie 
Hotels oder 
Feriendörfer, 
samt 
Nebeneinrichtun
gen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder B mit einer 
Bettenzahl von 
mindestens 250 
Betten oder einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 
2,5 ha, außerhalb 
geschlossener 
Siedlungsgebiete
. 

 
[...] 

§ 3 Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 sind mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass bei 
Vorhaben der lit. a 
andere Vorhaben mit 
bis zu 50 Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge, 
bei Vorhaben der 
lit. c andere Vorhaben 
mit bis zu 25 
Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge 
unberücksichtigt 
bleiben. 

Z 
20 

 a)
 Beherbergun
gsbetriebe, wie 
Hotels oder 
Feriendörfer, 
samt 
Nebeneinrichtun
gen mit einer 
Bettenzahl von 
mindestens 500 
Betten oder einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 3 ha, 
außerhalb 
geschlossener 
Siedlungsgebiete
; 

b)
 Beherbergun
gsbetriebe, wie 
Hotels oder 
Feriendörfer, 
samt 
Nebeneinrichtun
gen in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder B mit einer 
Bettenzahl von 
mindestens 250 
Betten oder einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 1 ha, 
außerhalb 
geschlossener 
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Z 21  a) ... b) Errichtung 
öffentlich 
zugänglicher 
Parkplätze oder 
Parkgaragen4a) 
für 
Kraftfahrzeuge 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A, B 
oder D mit 
mindestens 750 
Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

[...] 
 
 
 
 
 
 

 Bergbau   

Siedlungsgebiete
. 

[...] 

Z 
21 

 a) ... b) Errichtung 
öffentlich 
zugänglicher 
Parkplätze oder 
Parkgaragen4a) 
für 
Kraftfahrzeuge 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A, B 
oder D mit 
mindestens 750 
Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge; 

c) Neuerrichtung 
von Freiflächen-
Parkplätzen, 
sofern für die 
Parkplatzfläche 
unversiegelte 
Flächen von 
mindestens 1 ha 
in Anspruch 
genommen 
werden, nach 
Durchführung 
einer 
Einzelfallprüfun
g gemäß § 3 
Abs. 4a. 

[...] 
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Z 27 a) ...  b) ... 

c) Bergbauabfallent-
sorgungsanlagen 
der Kategorie A 
(§ 119a Abs. 1 
Z 1 MinroG) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer 
Flächeninanspru
chnahme von 
mindestens 
10 ha. 

Z 29 a) Förderung von 
Erdöl oder 
Erdgas mit einer 
Kapazität von 
mindestens 
500 t/d pro 
Sonde bei Erdöl 
und von 
mindestens 
500 000 m3/d 
pro Sonde bei 
Erdgas; 

b) ... 

 c) Förderung von 
Erdöl Erdgas in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer Kapazität 
von mindestens 
250 t/d pro 
Sonde bei Erdöl 
und von 
mindestens 
250 000 m3/d pro 
Sonde bei 
Erdgas; 

d) ... 

 Wasserwirtschaft   

Z 30 a) und b) ... 

c)
 Wasserkrafta
nlagen 

  

Bei lit. c ist § 3 Abs. 2 
nicht anzuwenden. 

 Bergbau   

Z 
27 

a) ...  b) ... 

c) Bergbauabfallent-
sorgungsanlagen 
der Kategorie A 
(§ 119a Abs. 1 
Z 1 MinroG) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer Flächenin-
anspruchnahme 
von mindestens 
5 ha. 

 

Z 
29 

a) Förderung von 
Erdöl oder 
Erdgas mit einer 
Kapazität von 
mindestens 
500 t/d bei Erdöl 
und von 
mindestens 
500 000 m3/d bei 
Erdgas; 

b) ... 

 c) Förderung von 
Erdöl Erdgas in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer Kapazität 
von mindestens 
250 t/d bei Erdöl 
und von 
mindestens 
250 000 m3/d bei 
Erdgas; 

 

d) ... 

  

Wasserwirtschaft 
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(Talsperren, 
Flussstaue, 
Ausleitungen) in 
Kraftwerkskette
n. 
Kraftwerkskette 
ist eine 
Aneinanderreihu
ng von zwei oder 
mehreren 
Wasserkraftanla
gen mit einer 
Engpassleistung 
von je 
mindestens 
2 MW ohne 
ausreichenden 
Min-
destabstand7) 
zwischen den 
Wehranlagen im 
Fischlebensraum
. 

Ausgenommen von 
Z 30 sind technische 
Maßnahmen zur 
Erhöhung der 
Engpassleistung oder 
zur sonstigen 
Effizienzsteigerung 
an bestehenden 
Anlagen, die keine 
Auswirkungen auf die 
Restwasserstrecke, 
die 
Unterliegerstrecke 
oder die 

Z 
30 

a) und b) ... 

c)
 Wasserkraft
anlagen 
(Talsperren, 
Flussstaue, 
Ausleitungen) in 
Kraftwerkskette
n. 
Kraftwerkskette 
ist eine 
Aneinanderreihu
ng von zwei oder 
mehreren 
Wasserkraftanla
gen mit einer 
Engpassleistung 
von je 
mindestens 
2 MW ohne 
ausreichenden 
Min-
destabstand7) 
zwischen den 
Wehranlagen im 
Fischlebensraum
; 

 d) Neubau von 
Wasserkraftanla
gen (Talsperren, 
Flussstaue, 
Ausleitungen) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien A 
oder B mit einer 
Engpassleistung 
von mindestens 
2 MW. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Ausgenommen von 
Z 30 sind technische 
Maßnahmen zur Er-
höhung der 
Engpassleistung oder 
zur sonstigen 
Effizienzsteigerung an 
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Stauraumlänge in 
Folge einer 
Erhöhung des 
Stauzieles haben, 
sowie alle 
Maßnahmen, die zur 
Herstellung der 
Durchgängigkeit 
vorgenommen 
werden. 
Bei lit. b) und c) sind 
§ 3 Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 nicht 
anzuwenden. 
 
 
 
 

Z 35  a) Anlagen zur 
Bodenentwässer
ung mit einer 
Fläche von 
mindestens 
300 ha; 

b) Anlagen zur 
Bodenentwässer
ung in gemäß 
§ 55f i.V.m. 
§ 55g 
WRG 1959 zur 
Erreichung des 
guten 
mengenmäßigen 
Zustandes im 
Grundwasser 
ausgewiesenen 
Gebieten, mit 
einer Fläche von 
mindestens 
100 ha. 

 
 
 

bestehenden Anlagen, 
die keine 
Auswirkungen auf die 
Restwasserstrecke, 
die Unterliegerstrecke 
oder die 
Stauraumlänge in 
Folge einer Erhöhung 
des Stauzieles haben, 
sowie alle 
Maßnahmen, die zur 
Herstellung der 
Durchgängigkeit 
vorgenommen 
werden. 
Bei lit. b und c sind 

§ 3 Abs. 2 und § 3a 

Abs. 6 nicht 

anzuwenden. Bei lit. d 

ist § 3 Abs. 2 nicht 

anzuwenden. 

 

Z 
35 

 a) Neubau von 
Anlagen zur 
Bodenentwässer
ung mit einer 
Fläche von 
mindestens 
30 ha; 

b) Neubau von 
Anlagen zur 
Bodenentwässer
ung in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A oder 
in gemäß § 55f 
i.V.m. § 55g 
WRG 1959 zur 
Erreichung des 
guten 
mengenmäßigen 
Zustandes im 
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 Land- und  
Forstwirtschaft 

  

Z 43  a) Anlagen zum 
Halten oder zur 
Aufzucht von 
Tieren ab 
folgender Größe: 

48 000 
Legehennen-, 
Junghennen-, 
Mastelterntier- 
oder 

b) Anlagen zum 
Halten oder zur 
Aufzucht von 
Tieren in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie C oder 
E ab folgender 
Größe: 

Grundwasser 
ausgewiesenen 
Gebieten, mit 
einer Fläche von 
mindestens 
15 ha. 

Bei Z 35 lit. a und b ist 
§ 3 Abs. 2 zweiter Satz 
mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass 
gleichartige 
Vorhaben zu 
berücksichtigen sind, 
sofern sie nach 
Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/20XX 
beantragt oder 
genehmigt wurden. 

Ausgenommen von Z 
35 sind Maßnahmen 
im Zuge von 
Verkehrsinfrastruktur
vorhaben, nach 
Katastrophenfällen 
oder zur Beseitigung 
von 
Gefahrenbereichen. 

 Land- und  
Forstwirtschaft 

  

Z 
43 

 a) Anlagen zum 
Halten oder zur 
Aufzucht von 
Tieren ab 
folgender Größe: 

b) Anlagen zum 
Halten oder zur 
Aufzucht von 
Tieren in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
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Truthühnerplätz
e 

65 000 Mastgefl
ügelplätze 

2 500 Mastschw
eineplätze 

700 Sauenplätze 

40 000 
Legehennen-, 
Junghennen-, 
Mastelterntier- 
oder 
Truthühnerplätz
e 

42 500 Mastgefl
ügelplätze 

1 400 Mastschw
eineplätze 

450 Sauenplätze 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Betreffend lit. a und b 
gilt: Bei gemischten 
Beständen werden die 
Prozentsätze der 
jeweils erreichten 
Platzzahlen addiert, 
ab einer Summe von 
100% ist eine UVP 
bzw. eine 
Einzelfallprüfung 
durchzuführen; 
Bestände bis 5% der 
Platzzahlen bleiben 
unberücksichtigt. 

48 000 
Legehennen-, 
Junghennen-, 
Mastelterntier- 
oder 
Truthühnerplätz
e 

65 000 
Mastgeflügel-
plätze 

2 500 Mastschw
eineplätze 

700 Sauenplätze 

500 Rinderplätz
e (für Rinder 
über 1 Jahr alt); 

Kategorie C oder 
E oder in 
Beobachtungsge
bieten oder 
voraussichtliche
n 
Maßnahmengebi
eten gemäß 
33f WRG 1959, 
ab folgender 
Größe: 

40 000 
Legehennen-, 
Junghennen-, 
Mastelterntier- 
oder 
Truthühnerplätz
e 

42 500 Mastgefl
ügelplätze 

1 400 Mastschw
eineplätze 

450 Sauenplätze 

300 Rinderplätz
e (für Rinder 
über 1 Jahr alt). 

Betreffend lit. a und b 
gilt: Bei gemischten 
Beständen werden die 
Prozentsätze der 
jeweils erreichten 
Platzzahlen addiert, 
ab einer Summe von 
100% ist eine UVP 
bzw. eine 
Einzelfallprüfung 
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Z 44  a) … b) intensive 
Fischzucht 12) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer 
Produktionskapa
zität von 
mindestens 
150 t/a. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Z 45  a) ... b) ... 
sofern für Vorhaben 
dieser Ziffer nicht das 
Flurverfassungs-
Grundsatzgesetz 1951 
gilt. 
 

durchzuführen; 
Bestände bis 5% der 
jeweiligen 
Platzzahlen innerhalb 
eines Vorhabens 
bleiben 
unberücksichtigt. 

Z 
44 

 a) … b) intensive 
Fischzucht 12) in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorie A mit 
einer 
Produktionskapa
zität von 
mindestens 
150 t/a. 

Ausgenommen von Z 
44 sind Fisch-
haltungen in 
geschlossenen 
Bauwerken an Land, 
die als geschlossene 
Kreislaufanlagen 
ausgestaltet sind und 
bei welchen die 
tägliche Frisch-
wasserzufuhr nicht 
größer ist als 2% 
Prozent des für die 
Tierhaltung 
verwendeten Wasser-
volumens der Anlage. 

Z 
45 

 a) ... b) ... 
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Z 46  a) bis d) ... e) bis j) ... 
sofern für Vorhaben 
dieser Ziffer nicht das 
Flurverfassungs-
Grundsatzgesetz 1951 
oder das 
Grundsatzgesetz 1951 
über die Behandlung 
der Wald- und 
Weidenutzungsrechte 
gilt. 
Ausgenommen von 
Z 46 sind 
Maßnahmen zur 
Verbesserung der 
ökologischen 
Funktionsfähigkeit 
der Gewässer 
(Renaturierungen) 
sowie alle 
Maßnahmen, die zur 
Herstellung der 
Durchgängigkeit 
vorgenommen 
werden. Bei Z 46 sind 
§ 3 Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
Summe der 
Kapazitäten, die 
innerhalb der letzten 
10 Jahre genehmigt 
wurden, 
einschließlich der 

sofern für Vorhaben 
dieser Ziffer nicht die 
entsprechenden 
landesrechtlichen 
Bestimmungen der 
Bodenreform zur 
Anwendung kommen. 

Z 
46 

 a) bis d) ... e) bis j) ... 
sofern für Vorhaben 
dieser Ziffer nicht die 
entsprechenden 
landesrechtlichen 
Bestimmungen der 
Bodenreform zur 
Anwendung kommen. 
 
 
 
Ausgenommen von 
Z 46 sind 
Maßnahmen zur 
Verbesserung der 
ökologischen 
Funktionsfähigkeit 
der Gewässer 
(Renaturierungen) 
sowie alle 
Maßnahmen, die zur 
Herstellung der 
Durchgängigkeit 
vorgenommen 
werden. Bei Z 46 sind 
§ 3 Abs. 2 und § 3a 
Abs. 6 mit der 
Maßgabe 
anzuwenden, dass die 
Summe der 
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beantragten 
Kapazitätsausweitung 
heranzuziehen ist. 
Flächen für 
Rodungen und 
Flächen für 
Trassenaufhiebe sind 
gesondert zu ermitteln 
und nicht 
zusammenzurechnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 [Sonstige Anlagen]   

Kapazitäten, die 
innerhalb der letzten 
10 Jahre genehmigt 
wurden, 
einschließlich der 
beantragten 
Kapazitätsausweitung 
heranzuziehen ist 
sowie, dass bei 
Vorhaben der lit. a 
und b andere 
Vorhaben mit bis zu 1 
ha, bei Vorhaben der 
lit. c und d andere 
Vorhaben mit bis zu 
2,5 ha, bei Vorhaben 
der lit. e bis h andere 
Vorhaben mit bis zu 
0,5 ha und bei 
Vorhaben der lit. i 
und j andere 
Vorhaben mit bis zu 
1,25 ha 
unberücksichtigt 
bleiben. 
Beinhaltet ein 
Vorhaben sowohl 
Rodungen als auch 
Trassenaufhiebe, so 
werden die 
Prozentsätze der 
jeweils erreichten 
Flächeninan-
spruchnahmen 
addiert, ab einer 
Summe von 100 % ist 
eine UVP bzw. eine 
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Z 55  a) Anlagen zur 
Herstellung von 
Polymeren 
(Kunststoffen, 
Kunstharzen, 
Chemiefasern) 
oder zur 
Herstellung von 
synthetischen 
Kautschuken 
oder Elastomeren 
mit einer 
Produktionskapa
zität von mehr als 
150 000 t/a; 

b) Anlagen zur 
Herstellung von 
Polymeren 
(Kunststoffen, 
Kunstharzen, 
Chemiefasern) 
oder zur 
Herstellung von 
synthetischen 
Kautschuken 
oder Elastomeren 
in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien C 
oder D mit einer 
Produktionskapa
zität von mehr als 
75 000 t/a. 

 

 

Z 59  a) Neuerrichtung 
von Anlagen für 
Arbeiten 
(beabsichtigte 
Verwendung 
gemäß § 1 Abs. 3 
VbA, BGBl. II 
Nr. 237/1998) 
mit biologischen 
Arbeitsstoffen 
der 
Risikogruppen 3 
oder 4 (§ 40 
Abs. 4 Z 3 und 4 
ASchG, BGBl. 

 

Einzelfallprüfung 
durchzuführen. 

 [Sonstige Anlagen]   

Z 
55 

 a) Anlagen zur 
Herstellung von 
Polymeren 
(Kunststoffen, 
Kunstharzen, 
Chemiefasern) 
oder zur 
Herstellung oder 
Verarbeitung 
von 
synthetischen 
Kautschuken 
oder 
Elastomeren mit 
einer 
Produktionskapa
zität von mehr 
als 150 000 t/a; 

b) Anlagen zur 
Herstellung von 
Polymeren 
(Kunststoffen, 
Kunstharzen, 
Chemiefasern) 
oder zur 
Herstellung oder 
Verarbeitung 
von 
synthetischen 
Kautschuken 
oder 
Elastomeren in 
schutzwürdigen 
Gebieten der 
Kategorien C 
oder D mit einer 
Produktionskapa
zität von mehr 
als 75 000 t/a. 

Z 5
9 

 a) Neuerrichtung 
von Anlagen für 
Arbeiten 
(beabsichtigte 
Verwendung 
gemäß § 1 Abs. 3 
VbA, BGBl. II 
Nr. 237/1998) 
mit biologischen 
Arbeitsstoffen 
der 
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Nr. 450/1994), 
die für 
Produktionszwec
ke bestimmt sind 
und ein 
Arbeitsvolumen 
von mehr als 10 l 
aufweisen; 

b) Neuerrichtung 
von Anlagen für 
Arbeiten mit 
gentechnisch 
veränderten 
Mikroorganisme
n ab der 
Sicherheitsstufe 
3 (§ 5 Z 2 GTG, 
BGBl. 
Nr. 510/1994) in 
großem Maßstab 
(§ 4 Z 11 GTG, 
BGBl. 
Nr. 510/1994). 

 

Risikogruppen 3 
oder 4 (§ 40 
Abs. 5 Z 3 und 4 
ASchG, BGBl. 
Nr. 450/1994), 
die für 
Produktionszwec
ke bestimmt sind 
und ein 
Arbeitsvolumen 
von mehr als 10 l 
aufweisen; 

b) Neuerrichtung 
von Anlagen für 
Arbeiten mit 
gentechnisch 
veränderten 
Mikroorganisme
n ab der 
Sicherheitsstufe 
3 (§ 5 Z 3 GTG, 
BGBl. 
Nr. 510/1994) in 
großem Maßstab 
(§ 4 Z 11 GTG, 
BGBl. 
Nr. 510/1994). 

 

  
1) und 1a) ... 1) und 1a) ... 
1b) bis 3) ... 1b) bis 3) ... 
3a) Städtebauvorhaben sind Erschließungsvorhaben zur gesamthaften 
multifunktionalen Bebauung, jedenfalls mit Wohn- und Geschäftsbauten 
einschließlich der hierfür vorgesehenen Erschließungsstraßen und 
Versorgungseinrichtungen mit einem über das Gebiet des Vorhabens hinaus 
reichenden Einzugsbereich. Städtebauvorhaben bzw. deren Teile gelten nach 
deren Ausführung nicht mehr als Städtebauvorhaben im Sinne dieser Fußnote. 

3a) Die Gesamthöhe eines Gebäudes ist der vertikale Abstand zwischen dem tiefsten 
Punkt der Geländeverschneidung (natürliches Gelände) mit den 
Außenwandflächen und der höchsten Stelle des Gebäudes, wobei kleinvolumige 
Bauteile, wie Rauchfänge, Rohraufsätze u. dgl., unberücksichtigt bleiben. 
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4) ... 4) ... 

 4.1) Ein Logistikzentrum im Sinne dieser Ziffer ist ein Transport- bzw. 
Logistikknoten eines Unternehmens oder eine Ballung von Logistikimmobilien, 
sofern nicht Z 11 anzuwenden ist. Zur Berechnung der Flächeninanspruchnahme 
ist die gesamte Fläche heranzuziehen, die mit dem Vorhaben in einem funktionellen 
Zusammenhang steht. 

4a) und 5) ... 4a) und 5) ... 

Anhang 2 Anhang 2 

Einteilung der schutzwürdigen Gebiete in folgende Kategorien: Einteilung der schutzwürdigen Gebiete in folgende Kategorien: 

Kategorie 
schutzwürdiges 

Gebiet Anwendungsbereich 

D belastetes Gebiet 
(Luft) 

gemäß § 3 Abs. 8 festgelegte Gebiete 
 

Kategorie 
schutzwürdiges 

Gebiet Anwendungsbereich 

D belastetes Gebiet 
(Luft) 

gemäß § 3 Abs. 10 festgelegte Gebiete 
 

 


